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9.075 - Geschäft des Bundesrates. 
Markenschutzgesetz 

Einreichungsdatum 21.11.1990 
Stand der Beratung Erledigt 

Botschaft/Bericht: BBI 1991 1. 1 / FF 1991 1. 1 

Chronologie 
21.11.90 Botschaft des BR über die Revision des Markenschutz­
ae:;etrns (Ablösung des Erlasses von 1890) 

Entv.urf (BBI 91 l, 1) bringt die Erweiterung des Mar­
vor,no.nrnT"' auf Dienstleistungsmarken (Möglichkeit, auch 
Marken für die von Banken, Versicherungsgesellschaften, 
Reisebüros usw. erbrachten Dienstleistungen zu hinterle­
gen). Die Garantiemarke wird neben der Kollektivmarke als 
eigenständiger Markentyp anerkannt. Ein erweiterter 
Schutz ist für berühmte Marken vorgesehen. Vorgesehen 
ist der Uebergang von der Gebrauchs- zur Hinterlegungs­
priorität. Auf die Einführung eines Widerspruchsverfah­
rens wird verzichtet. Der Rechtsschutz wird erweitert und 
verstärkt. 

25.06.91 SR-Kommission bereinigt das Markenschutzgesetz 
Die zuständige Ständeratskommission hat in zweiter Lesung 
das Markenschutzgesetz bereinigt. Wesentlichste Aenderung 
gegenüber dem BR-Entwurf: Einführung eines einfachen Wi­
derspruchsverfahrens, mit dem sich der Inhaber einer älte­
ren Marke gegen die Eintragung einer neuen Marke wehren 
kann. Die BR-Vorlage würde nur gerichtliche Verfahren 
ermöglichen. 
29.01.92 SR verabschiedet das Gesetz mit 29:0 
10.03.92 NR mit 117:1 für Revision des Markenschutzgesetzes 
Gegenüber der Fassung des SR nimmt der NR nur redaktio­
nelle Aenderungen vor. Er streicht das Klagerecht der 
Konsumentenorganisationen gegen Missbrauch der Rechte an 
einer Waren- oder Dienstleistungsmarke (67:61 ). 
04.06.92 SR 
19.06.92 NR 
28.08.92 SR Schlussabstimmung 
28.08.92 NR Schlussabstimmung 

23.12.92 Inkrafttreten des Gesetzes und der Verordnung 
Der Bundesrat hat das Markenschutzgesetz und die entsprechende 
Verordnung sowie die Verordnung über die Benützung des Schweizer 
Namens für Uhren auf den 1. April 1993 in Kraft gesetzt. Einzige 
Ausnahme ist der Artikel über die Beschwerde an d.Rekurskommission. 
Er wird erst dann in Kraft treten, wenn der Zeitpunkt feststeht, zu 
dem die neue Rekursinstanz in Kraft tritt 
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Zweite Sitzung - Deux:ieme seance 
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90.075 

Markenschutzgesetz 
Protection des marques. Loi 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

11) 

Frau Meier Josi. Berichterstatterin: Das Wirtschaftsleben hat 
sich in den letzten Jahrzehnten rasant verändert. Damit ver­
mochten nach und nach auch die verschiedenen Bereiche 
des Immaterialgüterrechts - wir sprechen oft etwas bodennä­
her vom «gewerblichen Rechtsschutz» und deuten damit die 
handfesten wirtschaftlichen Interessen an. die dabei auf dem 
Spiel stehen - den heutigen Bedürfnissen nicht mehr zu ent­
sprechen. 
Mitte der siebziger Jahre haben wir zuerst das Patentrecht revi­
diert, einige Jahre später befassten wir uns mit dem Gesetz 
über den unlauteren Wettbewerb, und schliesslich nahmen 
wir die Revision des Urheberrechts in Angriff. Heute geht es 
darum, auch das Markenrecht den neuen Erfordernissen an­
zupassen. Nicht nur die Produzenten. auch die Konsumenten 
empfinden bei der stets Fülle des zu­
nehmend das Bedürfnis nach 

und Herkunftsmerkmalen. 
ist sehr viel im Fluss. Das 

heute als eine 

beziehungen. Die Schweiz ist seit jeher in verschiedene 
internationale Verträge eingebunden. Ich nenne als Beispiele 
die Pariser Verbandsübereinkunft aus dem Jahre 1883 oder 
das Madrider Markenabkommen von 1891. In jener Zeit waren 
die Schweizer sehr aktiv im Abschfiessen internationaler Ver­
träge. Sie waren eigentliche Pioniere; dem verdanken wir 
auch, dass verschiedene internationale Organisationen ihren 
Sitz heute noch in der Schweiz haben. Wir sollten uns vielleicht 
im Zusammenhang mit den bevorstehenden Revisionen ver­
schiedener anderer Gesetze an diese Tatsache erinnern! 
Nicht nur EG und EWR, auch Gatt und Ompi - das ist die 
Weltorganisation für geistiges Eigentum, ebenfalls mit Sitz in 
Genf nehmen heute unter verschiedensten Aspekten die 
Probleme der Vereinheitlichung der Marken auf. Es geht 
darum, unterschieciliche Schutzhöhen zwischen den Staaten 
cibzubauen und allen WettbEiwerbern gleich lange Spiesse zu 
verschaffen. Zu beachten ist, dass die EG zwar drei Richtlinien 
zum geistigen Eigentum herausgab ··· eine davon zur Anglei­
chung der nationalen Markenrechte ····, aber trotzdem noch 
keine alleinige Zuständigkeit auf diesem Gebiet hat; eine Ver-
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es uns 
dürften Unsere HRlll<-lf1flC.f\P'-flfTHTI! 

hinaus Bestand haben. 
Die Revisionsarbeiten haben schon vor rund 25 Jahren 
setzt Die Probleme wurden also reiflich überlegt. Sie haben es 
heute nicht mit einer dringlichen Notrechtsvorlage zu tun, son­
dern mit einer wohldurchdachten und - von Ne­
benfragen von den interessierten Kreisen gutgeheissenen 
Vorlage. Den letzteren. also den interessierten Kreisen, bringt 
die Vorlage die Erfüllung einer Reihe von Postulaten. 
- Ich denke da vor allem etwa an die Einführung der Marke für 
Dienstleistungen. In einer Zeit, in der zunehmend mehr neue 
Dienste als Waren angeboten werden - es sei nur an die 
grosse Bedeutung von Dienstleistungen des Tourismus. der 
Banken oder der Versicherungen erinnert wird sie vor allem 
im internationalen Verkehr unverzichtbar. 
- Ich denke an die an Unternehmen abzugebende Garantie­
marke (als eigenständigen Markentyp), die uns dank Quali­
tätskontrolle durch den Markeninhaber beim Produzenten hel­
fen könnte, endlich zuverlässig zwischen den Eiern glückli­
cher und unglücklicher Hühner zu unterscheiden oder das 
Problem unserer Biolandwirte zu lösen. 

Oder ich denke an die neuen Mn,1111,rt11<A11·,:,n von Markenfor-
men, etwa die dreidimensionale nicht ausge-
schlossene Hör- oder Riechmarke. 

Für Firmen mit berühmten Produkten 
Schutz der dafür <=>1r,n,,tr,,ncmcm 

Er 

auch 
die nach Markeneintragungen oft entstehen. So soll 
keninhaber künftig nicht mehr nur drei, sondern fünf Jahre Zeit 
haben, um eine eingetragene Marke zu gebrauchen. Dabei 
unterbricht - das war ein altes Anliegen der Markeninhaber ·· 
auch der blosse Einsatz der Marke im Ausland, die soge­
nannte Exportmarke, die fünfjährige Schonfrist. Vom Marken­
gebrauch sprach man bisher nur, wenn die Marke direkt auf 
der Ware angebracht war. Zukünftig reicht es, wenn die Marke 
im Zusammenhang mit der Ware oder Dienstleistung ge­
braucht wird, z. B. in bestimmten Werbepapieren. 
- Im Dienste der Rechtssicherheit steht eine weitere Neue­
rung. Künftig steht das Recht an der Marke jenem zu. der sie 
zuerst im Register eintragen lässt, nicht mehr wie bisher je· 
nem, der sie einfach zuerst braucht. Wir wechseln also um e~ 
im Fachjargon auszudrücken··· von der zur 
Hinterlegungspriori!c'H. 
···· Eine grosse Erleichterung t,ringt folgende Neuerung: Zu· 
künftig ist der Kreis der HinterlegungstJ(3rechtigton nicht mehr 
beschränkt. Wer immer will, kann Marken hinterleqen. Es gibt 
auch keine untrennbare Verbindung mehr zwischen einer 
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entsprechen den Wünschen der 
interessierten Einige hatten beispiels­
weise etwas Mühe mit der auch international angeglichenen 
Reduktion der Schutzdauer von zwanzig auf neu nur zehn 
Jahre, wobei die Marke dann nicht mehr erneuert werden 
muss, aber werden kann. 
Am meisten zu reden gab im Vorfeld der Beratungen das soge­
nannte Der Bundesrat liess es fallen. 
Die ständerätliche Kommission hat es wieder aufgenommen. 
Worum geht es? Als Inhaber einer älteren Marke mussten Sie 
bisher. um einer neuen, verwechselbaren Marke entgegenzu­
treten, zum Richter gehen. Sie wurden also in die Klägerrolle 
gedrängt, mit allen Kostenfolgen. Zukünftig können Sie in ei­
nem solchen Falle innerhalb von drei Monaten seit Publikation 
der neuen Marke ich habe Ihnen einen Ausschnitt aus dem 
"Schweizerischen Handelsamtsblatt" austeilen lassen, damit 
Sie sehen, wie so etwas aussieht beim beim Bundes-
amt für einen Widerspruch einreichen. Ist 

begründet, dann wird die neue Eintra­
oder teilweise widerrufen. Sie zahlen nur die Wider­

Die Rekurskommission beurteilt solche Wi-

ich mir vor - letztlich auch zu einer Entla­
führen, und das wäre durchaus 

und lange dauernde 
zesse sparen kann. Es tat dies, weil natürlich für die Behand­
lung der Verfahren zusätzliche Stellen benötigt werden. Dem 
ist aber entgegenzuhalten, dass das Amt seine Kosten noch 
allemal hereingeholt hat und es auch in diesem Falle selbsttra­
gend sein wird. 
Natürlich sind die Gebühren für die Widerspruchsverfahren so 
anzusetzen, dass ein Missbrauch nicht entsteht. Wir haben 
auch konsequent zu sein und müssen zu gegebener Zeit die 
entsprechenden Stellen bewilligen. Allein die dringend not­
wendige Einführung der Dienstleistungsmarke wird voraus­
sichtlich fünf neue Stellen erfordern. Die Kommission bittet Sie 
um diese Konsequenz; denn die neuen Aufgaben können 
nicht von <fon bisherigen Beamten allein gelöst werden. Aller­
cl1ngs spricht noch etvvas cjafür, dass wir so handeln: Das 

ist Abteilung .. die in don vergangenen Jahren am 
abgebaut hat. 

Umstritten war im Vorfeld der Berntungen auch das speziellE, 
Kapilel über die qoogmfischen Herkunftsangaben. Gestützt 
clrnaut hat dann allerdings der Bundesrat den ursprünglich 
vorgeseh!?nen Einbezug öffentlicher Wappen und anderer öf-
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weiterer Gesetze. insbesondere auch 
mit der 

Verantwortlichkeitsmarke, Ueber-
stiessen in der Kommission auf Wider-

einzutreten - sie ist 
- und ihr in der Fas-

Jagmetti: Erlauben Sie mir drei Bemerkungen zu dieser Vor­
die das Umfeld des Gesetzes betreffen. 

erste Bemerkung betrifft den Rhythmus. Wir ersetzen ein 
Gesetz von 1890. Ob es uns wieder gelingt, ein Gesetz für ein 
ganzes Jahrhundert zu schaffen, wissen wir nicht Aber dieses 
Bemühen um eine stabile Ordnung, innerhalb welcher sich 
das wirtschaftliche Geschehen mit seiner ganzen Dynamik 
entfalten kann. sollte uns doch vielleicht etwas Vorbild sein in 
einer Zeit, in der wir mit dringlichen Bundesbeschlüssen hinter 
Entwicklungen herjagen. Ich glaube, dass die Gesetzgebung 
gerade in einem sensiblen Bereich der Wirtschaft die Stabilität 
des Rahmens schaffen soll, innerhalb von dem dann Raum ist 
für die Dynamik des Vorgehens. Meines Erachtens ist das ein 
Weg, den wir - vielleicht nicht überall - einschlagen und ge­
hen können, der sich aber hier als sehr wichtig und richtig er­
weist Gesetzgebung lässt sich in ihren Wirkungen nicht in ei­
ner Dreimonats-Performance messen, sondern nur in ihren 
langfristigen 
Wir hatten 

sich nicht nur für Sitzungen 
jeweils sehr gut vorbereitet und diese nicht nur vorzüglich ge­
leitet, sondern sie hat auch aus einem grossen Fundus von 
Wissen und Erfahrung aus ihrer beruflichen Tätigkeit ge­
schöpft. Ich darf das als Beispiel des Milizsystems schildern, 
das wir ja nicht mit Dilettantismus verwechseln dürfen und 
nicht verwechseln wollen. Unsere Kommissions- und Ratsprä­
sidentin beweist das Gegenteil und zeigt uns, wie in der Miliz 
fachlich ausgewiesene Beiträge geleistet werden können. Ich 
halte das für ausserordentlich wichtig, gerade in einer Zeit, in 
der wir von Parlamentsreform sprechen und gewisse Leute 
der Meinuno sind, es sei am besten. man habe ein dilettanti­
sches Parlament ohne jede Infrastruktur. Meines Erachtens ist 
cJas Gegenteil der Fall. Nützen wir die Chance der Miliz: wir tun 
es heute; machen wir es auch in Zukunft 
Meine dritte kurze Bemerkung betrifft Europa. Sie finden auf 
den Seiten 58 bis 60 der Botschaft die Hinweise des E3undes­
rates auf die Richtlinie der EG von 1988 und auf den Verord­
nungsentwurf über die Gemeinschaftsmarke. Sie sehen auf 
Seite 59, dass der bundesrätliche Entwurf in zwei Fragen über 
die Richtlinie hinausgeht, und Sie sehen dann auf den Sei-

michael.tellenbach
Textfeld



29. Januar1992 s 

nen starken 
gestiegenen von zum Aus-
Der Markenschutz hat also, wie der des geisti-

gen Eigentums ganz allgemein, erheblich an wirtschaftlicher 
Bedeutung gewonnen. 
Das geltende Markenschutzgesetz stammt bekanntlich noch 
aus dem letzten Jahrhundert Es datiert von 1890. Es genügt 
deshalb - ich glaube, das leuchtet ohne weiteres ein den An­
forderungen und Realitäten des modernen Wirtschaftslebens 
längst nicht mehr. Insbesondere ist es hinter der internationa­
len Entwicklung in diesem Bereich zurückgeblieben. Diesem 
Zustand muss abgeholfen werden. Es gilt vor allem zu beden­
ken. dass auf internationaler Ebene, in der EG, im Gatt und in 
der Weltorganisation für geistiges Eigentum, derzeit Bemü­
hungen im Gange sind, die Kodifikationen des geistigen Ei­
gentums im allgemeinen und des Markenrechts im besonde­
ren zu vereinheitlichen und den Schutz zu verstärken. 
Im übrigen weise ich darauf hin, dass eine Beteiligung der 
Schweiz am EWR ohnehin eine Anpassung unseres materiel­
len Markenrechts an die Markengesetze der EG-Staaten. de­
ren Markengesetze ihrerseits einander angeglichen werden. 
notwendig machen würde. Die Harmonisierung unseres Mar-
kenrechts mit dem der EG wollen wir 
wenn immer ich werde darauf am Schluss noch ein-
mal zurückkommen - vom Schicksal des EWR-

fur 
Gesetzes recht herzlich danken. Ich kann den Anträgen und 
den Abänderungen Ihrer Kommission durchwegs zustimmen, 
vor allem auch, nachdem ich heute Ihre Kommissionspräsi­
dentin zu den personellen Folgen der Revision des Gesetzes 
sprechen gehört habe. 
Denn eigentlich hatte der Bundesrat zu Ihrer Kommission eine 
einzige Differenz, und diese Differenz betraf die Einführung 
des Widerspruchsverfahrens. Ihre Kommission hat sich ein­
stimmig für die Einführung dieses Instituts ausgesprochen, 
und aus markenrechtlicher Sicht hatte auch der Bundesrat 
von Anfang an gegen dieses Widerspruchsverfahren nichts 
einzuwenden. 
Wir haben aber angesichts der personellen Folgen es wer­
den dafür mincJestens zehn zusätzliche Stellen nötig soin · dio 
Einführung oinos Widerspruchsverfahrens nicht als prioritäre 
neue Aulgabe bFJtrachtet und haben Sie daher in der Botschaft 
gebeten. vorn Widerspruchsverfahren abzusehen. Nachdern 
nun aber Ihre Kommission uieses Widerspruchsverfahren, 
das grössere Rechtssichort1eit bringen wird, einstimmig will, 
kann ich mich <jiesem Begehren anschliessen. 
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sten 
zu verzichten. Diese 
Umständen des 1-,r,.,o,t,,, 
bekanntlich dahin, dass sie zwar 

des Markenrechtes nicht anerkennt, 
das ja das wirtschaftlich Entscheidende aber 
zulässt, sofern das schweizFJrische Publikum durch 

von Markenwaren nicht wird. 
Der Bundesrat t1at sich dieser 
und von einer 
fungsgrundsatzes 
schon darauf hinweisen. dass wir, wenn reali­
siert wird, um eine regionale Erschöpfung der Markenrechte 
im Gebiete des EWR nicht herumkommen werden. Wir werden 
noch genau prüfen müssen. ob das in einer ausdrücklichen 
Gesetzesnorm festzuhalten ist oder ob wir der Of­
fenheit des Markenschutzgesetzes auf eine 
Anpassung der Rechtsprechung vertrauen können. 
Gestatten Sie mir auch noch einige Bemerkungen über das 
Verhältnis des nationalen Markenrechts zur internationalen 
Rechtsentwicklung. Das Markensystem der EG beruht im we­
sentlichen auf zwei Pfeilern: der Harmonisierungsrichtlinie ei­
nerseits und der Verordnung des Rates über die Gemein­
schaftsmarke andererseits. Die der 
EG gehört zum Acquis communautaire. Ihre 
bei der Fortentwicklung des schweizerischen Rechts 
daher im Hinblick auf den EWR-Vertrag eine Pflicht. die wir zu 
erfüllen haben. 
Die ,1a,-,-,r.-1n, 

die einheitlichen, auf dem 
EG wirksamen Schutzrechtes zum 
beim Patent. wobei die 
zentral Markenamt 
handelt 

selbst die EG ambitiöses Vorhaben, dessen Strenge 
allerdings dadurch gemildert wird, dass neben dieser Ge 
meinschaftsmarke in den Mitgliedstaaten auch künftig natio­
nale Marken hinterlegt werden können. 
Diese EG-Markenverordnung konnte bislang noch nicht in 
Kraft treten, vor allem weil bezüglich des Sitzes und der Verfah·· 
renssprachen in der EG selber noch grosse Kontroversen be­
stehen. In diesem Zusammenhang möchte ich aber doch auf 
unsere Absicht hinweisen, im Bereich des Immaterialgüter­
rechtes die Beteiligung der Schweiz an den entstehenden eu­
ropäischen Schutzrechtssystemen sicherzustellen. Im Patent­
bereich wird uns dies leichter möglich sein. weil hier die Ein­
führung eines einheitlichen europäischen Patentes auf einem 
selbständi~Je11 Staatsvertrag beruht Die Gemoinsdiaftsmarke 
dagegen IJerullt auf einer Verordnunq des r:lntes. Die EG 
cWrite daher oiner Beteiligung von Efta„staatm1 urst nach der 
Realisierung des EWR-Vertrages zustimmen. 
Wir haben auf joden Fall, ganz unabhängig vom Ausqanq der 
EWR-Verhandlungen, unser Interesse an dor Betoili9tmq an 
diesen beiden Gemeinschaftsprojekten. also sowohl nm Ge-

michael.tellenbach
Textfeld



finden. 
ich Ihnen für Eintreten auf die 

Eintreten wird ohne , cc.no.na,,tr,,,,.. beschlossen 
conseil decide sans d'entrer en matiere 

- Discussion par articles 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Titel 
Begriff 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 
Streichen 

Art. 1 

Titre 

Al. 3 
Bitter 

du 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: In Absatz i wird der Mar­
kenbegriff umschrieben. Sie haben in diesem Absatz den Be­
griff "Unternehmen»: er wird hier anders gebraucht als in der 
Wirtschaft Es wird darunter jedes Rechtssubjekt verstanden, 
das im Wirtschaftsleben wettbewerbsmässig tätig wird. 
Absatz 2 gibt Beispiele von zugelassenen Markenformen. Hier 
werden teilweise noch Ausführungsbestimmungen des Bun­
desrats nötig sein, gerade weil vielleicht neue Formen auf uns 
zukommen, denen man sich nicht verschliessen wollte. Ich 
denke an die Hör- oder Riechmarke. 
Absatz 3 haben wir gestrichen, weil wir der Meinung sind, er 
sni neben Artikol 5 und Artikel 13 Absatz 1 überflüssig. Diese 

kommt auch im gekürzten Marginale zum Ausdruck. 
In diesem Artikel wird nm.J die Dienstleistungsmarke einge­
fL1hrt, cJie im Librigen ähnlich wie die Warenmarke behandelt 
wird 

Angenommen ·-Adopte 

Art.2 

ben wir uns 

Art.3 
der Kommission 

zum Entwurf des Bundesrates 
Prooosition la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Frau Meier Josi. Berichterstatterin: In Artikel 3 sind die relati­
ven Ausschlussgründe geregelt. Entweder sind Marken für 
gleiche Waren oder Dienstleistungen identisch, also die neue 
genau gleich wie die alte. In diesem Fall ist das jüngere Zei­
chen von vornherein vorn Markenschutz ausgeschlossen. 
Sind sich die Zeichen nur ähnlich und für gleiche oder gleich­
artige Waren oder Dienstleistungen bestimmt, ist das jüngere 
Zeichen vom Markenschutz dann ausgeschlossen, wenn für 
das Publikum eine Verwechslungsgefahr besteht. Das ist der 
Inhalt von Absatz 1 
Absatz 2 sagt was als ältere Marke gilt Hier sind etwa noch 
Marken zu berücksichtigen, die gestützt auf internationale 
Meldungen zwar erst später bekannt wurden. aber sich auf ein 
früheres Prioritätsdatum berufen können. 
Absatz 3 hält fest, dass nur der Inhaber der älteren Marke und 
nicht auch, wie das bis heute der Fall ist, der Benützer einer 
Drittmarke sich auf nach Absatz 1 berufen 
kann. Diese bedeutet eine der 

Situation, denn die auf altere 

Angenommen --Adopte 

2. Abschnitt 
Antrag der Kommission 
Streichen; Abschnitte 3-9 werden Abschnitte 2-.ß 

Section 2 
Proposition de la commission 
Bitter; sections 3-9 deviennent sections 2 -8 

Angenommen -Adopte 

Art. 4 
Antrao c:ier Kommission 
Titel -
Eintragung zugunsten Nutzungsberechtigter 
Abs. 1 
Keinen Schutz geniessen ferner Marken, die Agenten, Vertre· 
!er oder andere zum Gebrauch Ermächtigte ohne Zustim­
mung des Inhabers auf ihren eigenen Namen eintragen lassen 
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Art. 4 

Recht gar keine solchen Bestimmun­
die wir vorgenommen haben, wird 
4 systematisch zu den Artikeln 2 

ae,sw1a0tm das Streichen des «Abschnitt»-Titels. 
Auch gestrichen, weil sich die Ansprüche 
schon aus anderen Artikeln, nämlich aus den Artikeln 49 und 
50 des gleichen Gesetzes, ergeben. 

Angenommen -Adopte 

Art. 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Frau Meier Josi. Berichterstatterin: Artikel 5 zeigt auf. dass die 
Ansprüche erst mit der Registereintragung entstehen. Der Arti­
kel entspricht damit inhaltlich dem bisherigen Artikel 4. Ge­
genüber dem geltenden Recht haben wir insofern keine Neue­
rungen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 6 
der Kommission 

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
de la t'(')j'T)fl')IC::q1r.n 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Hier findet der Wechsel 
von der Gebrauchs- zur Hinterlegungspriorität statt, von dem 
ich beim Eintreten sprach. Damit stehen wir nun im Einklang 
rnit dem EG-Markenrecht. Sie haben von Bundesrat Koller im 
Eintretensreferat gehört, dass wir von dieser Neuerung eine 
Erhöhung der Rechtssicherheit erwarten. 

Angenommen ... Adopte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de !a commission 
Adt1erer au projet du Conseil federal 

Frau Meier Josi. Berichterstatterin: Absatz 1 bezieht sich auf 
Artikel 4 der Pariser Vorbandsübereinkunft. Er will folnendes 
aussagen: Ist eino Marke erstmals in einem anderen Ver­
bandsland hinterlegt worden und wird diese Marke innerhalb 
von sechs Monaten in der Schweiz auch hinterlegt, kann das 

4 S 
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Art.8 

Art. 9 
der Kommission 

zum Entwurf des Bundesrates 
la commission 

du Conseil federal 

Frau Meier Josi. Berichterstatterin: Artikel 9 Absatz 1 
eine Prioritätserklärung und einen 
Ausstellungspriorität beansprucht werden will. 
Absatz 2 regelt die Sanktionen bei der Ver­
ordnung, und in Absatz 3 finden Sie die Eintragung der Priori­
tät als widerlegbare Vermutung für deren Bestand 

Angenommen -Adopte 

Art. 10 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
Der Verlängerungsantrag muss innerhalb der letzten zwölf 
Monate vor Ablauf der Gültigkeitsdauer. c,n,c,tc,«::t,,ns: 

nerhalb von sechs Monaten nach ihrem 
amt für geistiges Eigentum (Bundesamt) 
Abs.4 
Wird der Verlängerungsantrag nach Ablauf der 
dauer eingereicht. so ist ein zu entrichten 

Art. 10 
ncmcls111on de fa commission 
Al. 2 
Adherer au du 
Al. 3 

!'Office federal de la propnete ,ntellectueile (office) dans les 
douze mois qui precedent mais au plus tard dans les six rnois 
qui suivent l'echeance de l'enregistrement. 
Al. 4 
Si la demande de prolongation est presentee apres 
l'echeance de l'enregistrement, il y a lieu de payer un montant 
supplementaire. 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Die Neuregelung von Arti­
kel 10 habe ich schon beim Eintreten erwähnt: Die Schutzperi­
ode wurde neu auf 10 Jahre reduziert; Absatz 2 regelt jedoch 
die Möglichkeit der Verlängerung. Die Absätze 3 und 4 geben 
nur noch die Modalitäten der Verlängerung an. Die . .<\enderun · 
(:Jen, welche die Kommission hier vornahm. sind nur redaktio· 
neller Art. 

Jagmetti: Darf ich als Erqi.inzung zu den .<\usff1hrunqon dor 
Kommissionspräsidentin darauf hinweisen. dass wir uns bet 
Artikel 10 in der Kommission daran ~Jestossen haben. dass 
man gewissermassen gegen Gebühr die Frist überschroiten 
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Bundesrat Koller: Auch im Sprachgebrauch hat 
nicht nur den engen Sinn, wie wir ihn von 

Aber ich wir könnten zuhan-

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

noch einmal 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Artikel 11 befasst sich mit 
dem Gebrauch der Marke und hält in Absatz 1 fest, dass die 
Marke nur so weit geschützt ist, als sie für Waren und Dienstlei­
stungen wird, für die sie eingetragen ist, für die sie 
also beansprucht wurde. 
Absatz 2 zwei Ausnahmen vom Prinzip. wonach der Ge-
brauch der im Inland und in der im eingetrage-

nrTnw,Pn hat: Auch wenn die Marke in einer nicht 
wn,rr,PnrtPn Form verwendet wird oder wenn 

erfolgt. das 

den Inhaber selbst 
Im Unterschied zum jetzigen Recht muss die Marke nicht mehr 
auf der Ware selt)st oder auf der Verpackung angebracht sein. 
Ich habe beim Eintreten schon von dieser Erleichterung ge­
sprochen. Es genügt, dass die Marke im Zusammenhang mit 
den beanspruchten Waren gebraucht wird. 
Auch hier stimmen wir mit dem EG-Recht überein. 

Angenommen --Adopte 

Art. 12 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Hat der Inhaber die Marke im Zusamment,ang mit den Waren 
oder für dre sie beansprucl,t wird, während 
oines Zeitraums von fünf Jahren nach un-
benütztem Ablauf der Widerspruchsfrist oder nach Abschluss 
des Widerspructis·Jr::riahrens nicht gobraucM (Art. 11 ). ,.,, 
Abs. 2, 3 
Zustimmunn zum Entwurf des E3undesrates 

Art. 12 

dass die Marke In diesem 
Markeninhaber zu beweisen, dass er die Marke 
Die Schonfrist wurde neu von drei auf fünf Jahre 
Wir haben es hier mit einom der Fälle zu tun. wo wir 
nicht in mit der 
linio sind. Darnach lebt das Markenrecht nach der 
nahme des Gebrauchs unter Vorbehalten ohne Ein-
schränkung wiedor auf, das der des ru,r·ht,-,p_ 
brauchs kann werden. Eine entsprechende Aen-
derung würdo wenn wir die EG-Harmonisierungsrichtli-
nie hier völlig übernehmen wollten. Das ist aber im Augenblick 
noch nicht nötig. 
Die Aenderungen, die wir im Absatz 1 angebracht haben, er­
gaben sich allein aus der Einführung des Widerspruchsverfah­
rens. 

Angenommen -Adopte 

Art. 13 
Antrag der Kommission 
Titel 
Ausschliessliches Recht 
Abs. 1 
Das Markenrecht verleiht dem Inhaber das ausschliessliche 
Recht, die Marke zur Kennzeichnung der Waren odor Dienst­
leistungen ... 
Abs. 2 

zum Entwurf dos Bundesrates 

Art 13 
Proposition de Ja comm1ss1on 
Titre 
Droitabsolu 
Al. 1 

auch 

Le droit des marques confere au titulaire le droit exclusif de 
faire usage de la marque pour distinguer ,,,, 
Al. 2 
Adherer au projet du Conseil federa/ 
Al. 3 (nouveau) 
Le titulaire peut faire valoir ces droits a l'encontre de tout utili­
sateur autorise en vertu de I' article 4. 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Absatz 1 umschreibt das 
dem MarkeninhabrJr zustehende Ausschliosslichkeitsrecht 
Absatz 2 führt Verbietungsrechte auf, die sich aus diesem Aus­
schlies~;lichkeitsrecht ableiten. Es ist wiederum oine beispiel­
hafte Aufzählung. Der Absatz hält fest, dass der Markentnha­
ber gegen jeden kennzeichnungsmässigen Gebrauch seiner 
Marke vorgehen kann. Bisher hat das Bundesgericht daran 
festgehalten. dass nacti dem Markenschutzgesetz nur der das 
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Art. 14 

des Exklusivrechtes des 
nicht Zeichen 
der schon ge-

braucht hat 
Es hier vor darum. die Interessen Leute zu 

die eine Marke brauchten. ohne sie 
des bloss Gebrauchs Vor 

allem nachdem wir bisher von der 
gangen sind, dürfte diese Regelung vielen 
Absatz 2 schreibt vor. dass das Weiterbenützungsrecht nur 
zusammen mit dem Unternehmen übertragen werden kann. 
Das auf der Gebrauchspriorität basierende Recht 
hat entsprechende Bestimmung gebraucht 
Zum EG-Recht ist folgendes zu bemerken: Artikel 14 findet 
eine analoge Bestimmung in Artikel 6 Absatz 2 der Harmoni­
sierungsrichtlinie. Es geht dort um das «ältere Recht von örtli­
cher Bedeutung». 

Angenommen -Adopte 

Art. 15 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Die «berühmte Marke», 
von der hier die Rede ist, verdient einen Sonderschutz. Der In­
haber kann daher anderen deren Gebrauch für Art von 
Waren und verbieten, wenn das seiner «be-
rühmten Marke» wird, wenn der Ruf damit 
nützt wird. Sie finden in diesem ll.hct'ihn,tt 

keine Definition. den Entscheid, ob eine 
rühmte Marke» oder nicht, weiterhin Gericht. 
Die 11r.ror,tw, 

Marke» ebenfalls schützen. Heute ist im EG-Recht davon nicht 
mehr die Rede, sondern nur noch von der ,,bekannten Marke». 
Aber diese Bestimmung ist ohnehin fakultativ, so dass wir 
auch hier jedenfalls keine Unvereinbarkeit mit dem EG-Recht 
haben. 

Angenommen --Adopte 

Art. 16 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: 1\rtikel 16 behandelt die 
WiedertJabe von Marken in Wörterbüchern und anderen Le­
xika. Wird eine Marke in einem solchen Buc/1 ohne Hinweis 
verwendet, dann kann der Markeninhaber verlangen. dass bei 
einem Neudruck ein Hinweis aufgenommen wird, dass es sich 
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Art. 17 

eines 
die Marken, die dieser Firma 
Nach Artikel 11 des 
zusammen mit dem 

werden. 
auf. Wir haben also in 

barkeit der Marke. 
Die EG-Richtlinie enthält hat keine Ho,c,nn,rn, 

Uebertragung. Mit dem 
steht Uebereinstimmung. 

Art.18 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Der Markeninhaber .... 
Abs.2 
Die Lizenz wird auf Antrag eines Beteiligten in das Register ein­
getragen. Sie erhält damit Wirkung gegenüber einem später 
erworbenen Recht an der Marke 

Art. 18 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
Le titulaire de la marque .. 
Al. 2 
A la demande d'une licence au 
Elle devient ainsi uuv0,:1u,cc, a tout droit a la marque 

leistungen, für die sie eingetragen ist, jemand anderem zum 
Gebrauch überlassen werden; entweder für das ganze GfJbiet 
der Schweiz oder für einen Teil. Ob eine rechtsgültige Lizenz 
vorliegt, entscheidet weiterhin die Rechtsprechung. 
Nach dem Bundesgericht ist das dann der Fall, wenn die Ver­
tragsparteien wirtschaftlich eng verbunden sind, keine Täu­
schungsgefahr für das Publikum vorliegt und auch keine öf­
fentlichen Interessen verletzt werden. Das geltende Gesetz er­
wähnt die Markenlizenz nicht, sie wird aber von der Rechtspre­
chung schon seit langem anerkannt. 
Die Kommission hat einstimmig die Eintragung der Lizenzen 
vorgesehen, das war irn Entwurf nicht enthalten. Wir haben 
uns von der Ueberiegung leiten lassen, dass Lizenznehmer 
und Dritte an dieser Registrierung intoressiert wämn. Das Amt 
befürchtet davon eine gewisse Mehrarbeit, glaubt aber, diose 
auffangen zu können. 
Auch diese Bestimmung,,n s:nd mit der EG Richtlinie verein­
bar. 

Angenommen Adopte 
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Protect1on des marques. Loi 

6. Abschnitt 

Section6 

Art. 19 

Art. 19 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
La marque peut eire d'un usufruit et d'un droit de gage 
ainsi que de mesures d'execution forcee. 
Al. 2 
La constitution de l'usufruit et du droit de gage n'a d'effet a 

des tiers de bonne foi qu'apres son enregistrement 

Frau Meier Josi. Berichterstatterin: Der 6. Abschnitt befasst 
sich mit der Nutzniessung und dem Pfandrecht sowie mit der 
Zwangsvollstreckung. Das geltende Recht hat keine Rege­
lung darüber enthalten, aber es war nie bestritten, dass Mar­
ken auch heute Gegenstand von dinglichen Rechten und von 
Vollstreckung sein können. Nicht vorgesehen war bisher die 
Eintragung im Register. Die Kommission fand, dass nur Nutz­
niessung und Pfandrecht als dingliche Rechte in Frage kä­
men. In diesem Sinne wurde der Entwurfstext präzisiert 

Angenommen - Adopte 

Art. 20 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Wer an einem Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren nach die­
sem Gesetz ist und in der Schweiz keinen Sitz oder 
Wohnsitz hat muss einen hier Vertreter be­
stellen. 
Abs. 2 

Art. 20 
Proposition de la commission 
Al. t 
Celui qui est partie a une procedure administrative ou judi­
ciaire en vertu de la presente loi et qui n'a en Suisse ni siege ni 
domicile doit designer un mandataire etabli en Suisse. 
Al. 2 
Adherer au projet du Conseil federa/ 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Artikel 20 enthält den Ver­
tretungszwang. Wer Wohnsitz im Ausland hat und Markenin­
haber in der Schweiz ist, muss einen Vertreter bezeichnen, der 
ihn vor den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden vertreten 
kann. 
Absatz 2 bestimmt, dass die kantonalrechtlichen Bestimmun­
gen über die berufsmässige Prozessvertretung vorbehalten 
bleiben. Diese Vorschrift ist neu, da ausländische Hinterleger 
bisher keinen Vertretungszwang hatten. Ziel ist, den Aemtern 
rJen Verkehr mit dem Markeninhaber zu erleichtern. 
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Art. 21 

liehen Recht "~'~m,=n 

Absatz 2 stellt dass der 
Schweiz verbindliche ::,rntarEwe 

automatisch auf Inländer anwendbar 

Art. 22 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

Recht fehlt 

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Die Garantiemarke darf nicht für Waren oder Dienstleistungen 
des Markeninhabers oder eines mit ihm wirtschaftlich eng ver­
bundenen Unternehmens gebraucht werden. 
Abs.3 
Der Markeninhaber muss jedermann gegen angemessenes 
Entgelt den Gebrauch der Garantiemarke für Waren oder 
Dienstleistungen gestatten, welche die nach dem Marken­
reglement gewährleisteten gemeinsamen Merkmale aufwei­
sen. 

Art. 22 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
A/.2 
L'usage de la marque de garantie est interdit pour /es produits 
ou /es services du titulaire de la marque ou d'une entreprise 
qui lui est etroitement liee economiquement. 
Al. 3 
Moyennant une remuneration adequate. le titulaire doit autori-
ser l'usage de la marque de a quiconque pour les pro-
duits ou les services les com-
munes par de la rnarque. 

Frau Meier Josi. Berichterstatterin: 
Ko!lektivmarke 
dergesetzt 
rantiemarke in das vorliegende Gesetz. Die Garantiemarke will 
nicht - wie Marken sonst im allgemeinen · Waren und Dienst· 
leistungen voneinander unterscheiden. Sie wird vielmehr un­
ter Kontrolle des Markeninhabers von verschiedenen Unter­
nehmen gleichzeitig verwendet. Sie ist bestimmt, gemein­
same Merkmale von Waren oder Dienstleistungen dieser Un­
ternehmen sicherzustellen. Güte· und Prüfzeichen für techni­
sche Vorrichtungen, Apparate und Geräte erfüllen heute 
schon in der Praxis die Funktion solcher Garantiemarken. 
Absatz 2 will sicherstellen, dass der Inhaber der Garantie­
marke nicht in die Lage versetzt wird, sich selbst zu kontrollie­
ren. 
Absatz 3 hält den Grundsatz fest. dass der Gebrauch der Ga­
rantiemarke allen offensteht, welche die Voraussetzungen für 
den Gebrauch erfüllen. Hier kann der Kreis nicht eng gezogen 
werden. Es muss jeder Zugang haben. 
Der markenrechtliche Schutz cjer Garantiemarke ist neu. Die 
EG-Harmonisierungsrichtlinie enthält keine speziellen, zwin­
genden Vorschriften über den Schutz von Garantie- und Kol­
lektivmarken, abgesehen von der geografischen Herkunftsan· 
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Art. 23 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Die Kollektivmarke will Wa­
ren und von Unternehmen, die in einer Verei-

sind, Waren und Dienst-
anderer unterscheiden. Diese Be-

stimmung ist in ähnlicher Art schon in Artikel ?bis des alten 
Gesetzes zu finden. ist es nicht dass der 
Markeninhaber hat. 

Angenommen 

Art. 24 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Artikel 24 befasst sich mit 
den Markenreglementen, die vorzulegen sind, wenn Garantie­
oder Kollektivmarken eingetragen werden. In diesen Regle­
menten werden die Bedingungen des Markengebrauchs ge­
regelt. Im Interesse einer guten Transparenz soll hier jeder­
mann Einsicht nehmen können. 
Absatz 2 sagt, was jedes Reglement enthalten muss: die ge­
meinsamen Merkmale der Waren oder Dienstleistungen, die 
Kontrolle über den Markengebrauch und angemessene Sank­
tionen. 
Absatz 3 will, dass das Reglement der Kollektivmarke den 
Kreis der Unternehmen bezeichnet, etwa so, 
dass sich die auf die der betreffenden 

erstreckt Ist an besondere Be-

(Absatz 4). 

Angenommen „ Adopte 

Art. 25 
Antrag der Kommission 

müssen darüber genaue ge-

Das Reglement muss vorn Bundesamt genehmigt werden. 
Die Genehmigung wird erteilt, wenn die Voraussetzungen 
nach Artikel 24 erfüllt sind. 

Art. 25 
Proposition de la commission 
Le reglement doit etre approuve par l'office, qui accordera son 
approbation si les conditions prevues a l'a1ticle 24 sont rem· 
plies. 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Es geht hier um die Geneh­
migung der Reglemente. Der Entwurf zeigte auf, unter wel­
chen Voraussetzungen Reglemente (oder Aenc1erungen da­
von) vom Bundesamt genehmigt werden sollten. Buchstabe c 
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Art. 26 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Artikel 26 befasst sich mit 
Reglementen und betrifft die Fälle, wo das Re­

vom Amt gebilligt wurde, wo aber die Voraussetzun­
von Artikel 24 nicht erfüllt oder vor allem nicht mehr erfüllt 
Wenn dies der Fall ist, kann dem Richter wer-

den. dem Markeninhaber eine Frist anzusetzen, damit er die 
Reglemente ändern kann. Tut er dies nicht fristgerecht, dann 
ist die Markeneintragung nichtig. 

Angenommen -Adopte 

Art.27 
Antrag der Kommission 
Duldet der Markeninhaber einen wiederholten Gebrauch der 
Garantie- oder Kollektivmarke, der wesentliche Bestimmun­
gen des Reglements verletzt. und schafft er nicht innerhalb ei­
ner vom Richter anzusetzenden Frist Abhilfe, so ist die Eintra­
gung der Marke nach Ablauf dieser Frist nichtig. 

Art. 27 
Proposition de la commission 
Si le titulaire tolere un usage reitere de sa marque de garantie 
ou de sa marque collective contrairement aux dispositions es­
sentielles du reglernent et qu'il ne remedie pas a cet etat de fait 
dans le delai fixe par l'enregistrement de la marque est 
nul a l'echeance de ce 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Mit Artikel 27 hat die Kom­
mission verlangt. dass erst das Dulden eines wiederholten re­

Gebrauchs der Marke deren 

len. 

Angenommen ·-Adopte 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Titel 
Uebertragung und Lizenz 
Worllaut 

nach 

Die Uebertragung der Garantie- oder Kollektivmarke sowie die 
Erteilung von Lizenzen an Kollektivmarken bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Eintragung in das Register. 

Art. 28 
Proposition de /a commission 
Titre 
Transfert et licence 
Texte 
Pour etre valables, le transfert de la marque de ~1arantie ou de 
la marque co\lectiva ainsi que l'octroi d'une licence concer­
nant une marque collective doivent etre inscrits au registre. 
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Art. 29 

Bundesamt einzureichen: 

zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 29 

Al. 1 
Chacun est autorise a faire enregistrer une marque. 
Al. 1bis 
Celui 
Al. 2, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Artikel 29 befasst sich mit 
der Hinterlegung. Er beschreibt, was zu einer Hinterlegung ge­
hört, und schreibt die Hinterlegungsgebührvor. Wir begegnen 
hier wieder der Zuschlagsgebühr, die Kollege Huber Anlass 
gab. eine redaktionelle Ueberprüfung anzuregen. 
Nach dem geltenden Recht sind nur Produktions-, Fabrikati­
ons- und Handelsbetriebe zur Markenhinterlegung berechtigt 
Bei Unternehmen mit Sitz im Ausland wird die Hinterlegungs­
berechtigung zudem von der Gewährung des Gegenrechtes 
abhängig gemacht. 
Im Gegensatz dazu - ich habe es im Referat zum Eintreten 
erwähnt soll künftig jedermann Marken hinterlegen kön­
nen, ohne Rücksicht darauf, ob er selbst ein Geschäft be­
treibt oder nicht und ob er im Inland oder im Ausland 
ist All das spielt keine Rolle mehr: Alle Beschrän-

fallen dahin. Die Kommission Prinzip der 
"~1,~h,,~,. der be-

deshalb 

hält 

Angenommen ····· Adopte 

Art. 30 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.,. in Artikel 29 Absatz 1 bis genannten Unterlagen eingereicht 
sind. 
Abs.2 

. der Tag, an dem diese Aenderungen eingereicht werden. 

Art. 30 
Pmposition äe la commission 
Al. 1 

viseos ä l'article 29, alinea 1 bis, ont ete remises. 
Al 2 
.... , la date de depot est celle du jourou ces modifications sont 
deposees. 
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Art. 31 
der Kommission 

Titel 
Entscheid und 
Abs. 1 

E 

.... den Erfordernissen nach Artikel 29 Absatz 1 bis nicht ent-

Streichen 
Abs. 3 

d .... den Erfordernissen der Artikel 22--24 nicht ant<mrir-nt 

Abs. 4 (neu) 
Es heisst das Eintragungsgesuch gut und trägt die Marke ein, 
wenn keine Zurückweisungsgründe vorliegen. 

Art. 31 
Proposition de la commission 
Titre 
Decision et enregistrement 
Al. 1 
.... prevues a l'article 29, alinea 1 bis, ne sont pas remplies. 
Al. 2 
Biffer 
Al. 3 

d. ... prevues aux articles 22 a 24. 
Al 4 (nouveau) 
II approuve la demande d'enregistremont et nnm~'""''n la mar­
que lorsqu'il n·y a aucun motif de 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Hier bostimmt Absatz 1, 
wann auf das nicht einzutreten ist 
Absatz 2 hält lest. dass 

die 
rückgewiesen werden kann. Hier ist dann 
greifen auf die Ausschlussgründe nach Artikel 2. 
Wir haben auch in diesem Artikel keine Unvereinbarkeit mit 
EG-Recht 
Die Kommission hat eine neue Folge der Absätze vorgeschla­
gen, nämlich zuerst Nichteintreten, dann Zurückweisung und 
dann Gutheissung und Eintragung - entsprechend den übli· 
chen Abläufen. Die übrigen Anpassungen sind rein redaktio­
neller Art. 

Angenommen -Adopte 

1 a. Abschnitt: Widerspruchsverfahren (neu) 
Art. 31 a (neu) 
Antrag äer Kommission 
Titel 
Widerspruch 
Abs. 1 
Der Inhaber einer älteren Marke kann gestützt auf Artikel 3 Ab­
satz 1 gegen die Eintragung Widerspruch erheben. 
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Section 1a: Procedure d'opposition (nouvelle) 
Art 31a 

Wortlaut 
Behauptet der den 
älteren Marke nach 1, so hat 
chende den Gebrauch seiner Marke oder 
den glaubhaft zu machen. 

Art. 31 b (nouveau) 
Proposition de /a commission 
Titre 
Vraisemblance de l'usage 
Texte 
Si le defendeur invoque le non-usage de /a marque anterieure 
en vertu de l'article 12, 1er alinea, l'opposant doit rendre vrai­
semblable l'usage de sa marque ou l'existence de raisons ma­
jeures qui justifient l'absence d'usage. 

Art. 31 c (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Entscheid über den Widerspruch 
Wortlaut 
Ist der Widerspruch begründet so wird die Eintragung ganz 
oder teilweise widerrufen; andernfalls wird der Widerspruch 
abgewiesen. 

Art. 31c (nouveau) 
Proposition de la commission 

Si J'opposition est fondee, l'enregistrement est revoque en 
tout ou en partie; dans le cas contraire, l'opposition est rejetee. 

Art. 31d (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Parteientschädigung 
Wortlaut 
Mit dem Entscheid über den Widerspruch hat das Bundesamt 
zu bestimmen, ob und in welchem Masse die Kosten der ob­
siegenden Partei von der unterliegenden zu ersetzen sind. 

Art. 31d (nouveau) 
Proposition de la commi.ssion 
Titre 

foxte 
L'oflice decide, en statuant sur l'opposition e\le-meme, si et 
dans quelle mesure les frais de la partie qui obtient gain de 
cause seront supportes par celle qui succombe. 
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Art. 32 

Art. 33 

zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 (neu) 
Die Rekurskommission entscheidet im Rahmen des Wider­
spruchsverfahrens (Art. 31 a ff) 

Art. 33 
Proposition de la commission 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 (nouveau) 
Dans le cadre de la procedure d'opposition (art. 31a ss). la 
commission de recours statue definitivement 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Ich habe im Eintreten 
schon von der Rekurskommission gesprochen, die neu einge­
führt wird. Sie soll verwaltungsunabhängig sein. 
Die Kommission war der Auffassung, dass Entscheide der Re­
kurskommission im Widerspruchsverfahren nicht noch an das 
Bundesgericht weiterzuziehen seien. Das Widerspruchsver­
fahren soll eben zu einem raschen Entscheid führen. sonst 
bringt es gegenüber dem Klageweg nichts. Deshalb hat die 
Kommission den neuen Absatz 3 angefügt 

Angenommen 

Art. 34 

dern. 
Abs.2 
Der Bundesrat wählt die Mitglieder. 
Abs.3 
Die Mitglieder der Aekurskommission . 

Art. 34 
Proposition de la commission 
Al. 1, 2 
(Ne concernent que le texte allemand) 
Al. 3 
Dans l'exercice de leur activite, les mernbres sont inde­
pendants .... 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Artikel 34 spricht von der 
Organisation der Rekurskornmission, an die Verfügungen des 
Bage weitergezogen werden können. Sie war, wie ich Ihnen 
schon sagte, im Organisationsgesetz vorgesehen, abor weil 
dieses Gesetz im Vorjahr c1us anderen Gründen verworfen 
wurde, haben wir die Rekurskommission hier geregelt. 
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Art. 35 

Frau Meier Josi, 

Korrektur 
daraus, dass wir das 
ben. Sonst stimmt die Kommission dem Entwurf zu. 
In Artikel 38 wird eine sehr beliebte des Bun-
desamtes beschrieben: Es führt gegen Nachfor-

über Marken durch. Allerdings kann es auch spe-
zialisierte beiziehen. 

Angenommen 

Art. 36 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

a .... (Art 31 Abs. 4); 
b .. 
bbis. den Widerruf von Markeneintragungen (Art. 31c); 
c. 
Abs. 2. 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 36 
de la commission 

Al. 1 

a. 31, 4e a!.); 
b. 
bbis. La revocation 

Angenommen -Adopte 

Art. 37, 38 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen Adopte 

Art. 39 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 3 

zum Entwurf des Bundesrates 
Aös. 4 

31c); 

c. (neu) der Frist für die Einreichung des Widorspruchs nach 
Artikel 31 a Absatz 2. 
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Art. 39 

Art. 40 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Ausser den im Gesetz vor­
Gebühren müssen solche für Amtshandlun­

gen bezahlt werden, die durch einen besonderen 
anlasst werden. 'vVir haben es hier mit der ria,:oot7lir•h 

zu tun. die für die 
von denen vorher die Rede war. 

Art. 41-43 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Wir haben es in den Arti­
keln 41 bis 43 mit der internationalen Markeneintragung zu 
tun. soweit sie national geregelt werden kann. Der Gesetzent­
wurf enthält materiell nichts Neues. 

Angenommen -Adopte 

Art.44 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au du Conseil federal 

der und 
direkten und indirekten Herkunftsangaben angeschlossen. 

Gadient: Erlauben Sie mir eine Bemerkung zu Artikel 44. 
Im Firmenrecht besteht ein besonderer Schutz, der es ohne 
entsprechende Bewilligung nicht zulässt, dass eine Firma na­
tionale, territoriale und regionale Bezeichnungen enthält Die­
ses Prinzip ist in den Artikeln 45 und 46 der Verordnung über 
das Handelsregister enthalten. 
vorbehaltlos zulässig ist lediglich die Bezeichnung des Sitzes, 
d. h. die Benutzung des Ortsnamens durch Ortsansässige. 
Wer nun einen Firmennamen wählt. sei es bei der Gründung 
einer Gesellschaft oder bei der Namensänderung, hat sich 
dieser Regel zu unterziehen. 
lrn Gegensatz dazu wurden die Grundsätze des Persönlich­
keitsschutzes im Markenrecht bisher nicht konkretisiert, und 
abgesehen von den Herkunftsbezeichnungen herrschen auf 
dem Markt ungeordnete Zustände. So wGrden etwa die 
Namen unserer Kurorte als Markennamen gebraucht, z. 8. 
«St. Moritzer Zigaretten», ohne dass das Produkt oder dio 
Marke überhaupt etwas mit St. Moritz zu tun hätte. 
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29. Januar 1 s 

Bundesrat Koller: Ich nehme die Probleme 
Ich muss Ihnen ehrlich 
Kind, weil ich in Tätigkeit als Rich-

ter feststellen musste. dass das Bundesgericht auch den Na-
mensschutz nicht mehr sehr konsequent durchführt Es ging 
damals um die berühmte Frage, ob sich in Appenzell ein Hotel 
den Namen "Hotel Appenzell» geben dürfe. In einem Bündner 
Entscheid war das noch verneint worden, aber in diesem Fall 
wurde es dann bejaht. 
Ich glaube, es lohnt sich. dass wir diese Frage zuhanden des 
Zweitrates gründlich überprüfen. 

Angenommen -Adopte 

Art.45-48 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Art. 49 
der Kommission 

zum Entwurf des Bundesrates 
la commission 

du 

Meier Wir 
schutz weitgehend auf die Botschaft verweisen. Bei Artikel 49 
ist zur Feststellungsklage noch zu bemerken, dass jeder kla­
geberechtigt 1st, der ein rechtliches Interesse nachweist Das 
ist auch ein allgemeiner Verfassungsgrundsatz. 

Angenommen -Adopte 

Art. 50 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 

. nach Wegfall der Zustimmung des Markeninhabers ge­
mäss A.r1ikel 4. 

Art. 50 
Proposition äe la cornmission 
Al. 1 
Adherer au pmjet du Conseil federal 
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Art. 51 

Art. 52 

Entwurf des Bundesrates 
t"nJD<)s1110n de la commission 

du Conseil federal 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: 
meist noch wichtiger als die re:sts1tellu1 
Absatz 1 umschreibt die 
Recht oder verletzte 
hat. der zu einer Herkunftsangabe ist. Die Buchsta­
ben a und b entsprechen dem. was wir schon kennen: die her­
kömmlichen Unterlassungs- und 
Buchstabe c sieht neu den Anspruch auf voL Er ist 
sehr wichtig, weil er die Möglichkeit gibt, über die Herkunft von 
widerrechtlich gekennzeichneten Gegenständen Auskunft zu 
verlangen. In der Praxis wird diese Auskunft heute sehr oft ver­
weigert und führt dann zu schwierigen Nachforschungen. Der 
Anspruch erleichtert es, in Fälschungsfällen die Personen fest­
zustellen, welche die Verletzung begangen haben. 
Absatz 2 enthält einen Vorbehalt zugunsten der obligationen­
rechtlichen Ansprüche auf Schadenersatz, Genugtuung und 
Gewinnherausgabe. 
Nach Absatz 3 gilt der reglementswidrige Gebrauch durch je­
manden, der an sich zur Markenbenützung berechtigt ist, als 
Markenrechtsverletzung. 

Angenommen -Adopte 

Art. 53 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zu 
Abs.2 

Art. 53 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Les actions prevues .... 
Al. 2 (nouveau) 
Les memes associations et organisations ont qualite pour in­
tenter l'action prevue a l'article 49 lorsqu'elle concerne une 
marque de garantie ou une marque collective. 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Hier geht es um die Klage· 
berechtigung von Verbänden und Konsumentenorganisatio­
nen besonders bezüglich geografischer Herkunftsangaben. 
Ich habe auch beim Eintreten schon davon gesprochen. Das 
Klagereet.! von Konsumentenorganisationen wird immer wie­
der bestritton und bekämpft, so auch hier, Aber die Kommission 
hält es für richtig, dass Verbände und Organisationen auch zu 
Feststellungsklagen betreffend Garantie· und Kollektivmarken 
legitimiert sind, weil es dabei um öffentliche Interessen geht 

Angenommen ... Adopte 
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Art. 54-57 

Art. 58-66 
Antrag der Kommission 

zum Entwurf des Bundesrates 
fa commission 

du Conseil federal 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Die Absätze 1 und 2 von 
Artikel 58 zählen die strafbaren Handlungen auf. Strafbar ist 
nur die vorsätzlich begangene Tat Es geht um Antragsdelikte, 
ausgenommen bei Gewerbsmässigkeit (Abs. 3). Die Strafan­
drohungen sind allgemein sehr stark erhöht worden. Das ist 
sehr erwünscht 
Im folgenden möchte ich mich auf die allfälligen Anträge der 
Kommission beschränken. Sie hat zum Kapitel «Strafbestim­
mungen" (Art 58 bis 66) keine Aenderungen vorgeschlagen 
und sich damit der Argumentation des Bundesrates ange­
schlossen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 67 
Antrag der Kommission 
.... nach Artikel 53 klaqet}erecr1t1qten Berufs- oder Wirtschafts­
verband. 

Art. 67 
/-'rc)DCJS/f1on de /a commission 

de 53 

Art. 68 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

y alieu. 

.. nach Artikel 53 kiageberechtigter Berufs- oder Wirtschafts­
verband .... 
Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 68 
Proposition de la commission 
Al. 1 

. en vertu cJe l'article 53 des indices 
Al. 2, 3 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Art. 69 
Antrag äer Komrrussion 
Zustimmunn zum Entwwfdes Bundesrates 
Proposition do /a commission 
Adhemr au projet du Conseil federal 
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Art. 70, 71 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition äe /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 72 
Antrag der Kommission 
Ziff. 1' (neu) 
Das Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechts­
pflege wird wie folgt geändert: 
Art. 100 Bst. w 
Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist ausserdem unzuläs­
sig gegen: 
w. auf dem Gebiete des Markenschutzes: 

Verfügungen im Rahmen des Widerspruchsverfahrens. 
Ziff. 1-3, 5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Ziff. 4 
Titel, Art. 1 O Abs. 2; 12, 22, 22a, 44-50 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Art. 10Abs. 1 

nur den französischen Text) 

Art. 72 

suit: 
Art. 100 /et. w 
En outre, le recours n'est pas recevable contre: 
w. En matiere de protection des marques: 

les decisions dans le cadre de la procedure d'opposition. 
Ch. 1„3, 5 
Adherer au projet du Conseil federal 
Ch. 4 
Titre, art. 10al. 2; 12, 22, 22a, 44-·50 
Adherer au pro/et du Conseil federal 
Art. 10 al. 1 
.... qui sert a identifier le titulaire du pin9on . 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Ich habe Ihnen schon im 
Abschnitt Rechtsmittel gesagt, dass wir diese AtJöndorungen 
im Zusammenhang mit der Verwerfung der OG-Vorlage einge­
fügt haben. Wir haben hier diese Rekurskommission für sämt­
liche .... auch für die vmwandten Bereiche des geistigen Ei· 
gentums eingeführt Die Kommission hat dabei Artikel 72 ein­
stimmig ergänzt im Zusammenhang mit dem neu aufgenom-
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Art. 73 

Art. 73 

A/2 

sont /rrecevables; 

wo 

marques 
nrc,ca,nto loi 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Bei den Artikeln 73 und 75 
hat die Kommission erneut je eine Ergänzung im Zusammen­
hang mit dem Widerspruchsverfahren angebracht Allgemein 
ist für das bessere Recht der Erstgebrauch massgebend. Es 
kann jedoch nicht Aufgabe des Widerspruchsverfahrens sein, 
zu entscheiden, wer im Streitfall die Marke zuerst in Gebrauch 
genommen hat; deshalb die beiden Aenderungen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 74 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 75 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Wer eine Marke .... 
Abs. 2 

Art. 75 

1 
Celui qui, avant l'entree en vigueur de la presente loi, .... 
Al. 2 
Les oppositions contre l'enregistrement de marques au sens 
du premier alinea sont irrecevables. 

Angenommen Adopte 

Art. 76 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen --- Adopte 

Gesamtabstimmung Vote sur l'ensemble 
FLjr Annat·1rr1e cies Entwurfes 

An ä,,n Nationalrat Au Conseil national 

29Stirnmen 
(Einstimmigkeit) 
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Ad 88.032 

Datenschutzgesetz 
(Datenbearbeitung auf dem Gebiet 
der Strafverfolgung) 
Protection des donnees. Loi 
(Traitement des donnees 
en matiere de poursuite penale) 

sieben Differenzen unterschiedlicher 
ha,,toi,an und dass zum Beschluss B. 

im Bereich cier 
Stichwort 

usw., keine Differenzen bestehen. Ich befasse 
also lediglich mit den noch verbliebenen Differenzen 

zum Nationalrat. 
Dass wir betreffend die Regelung über den 
Einsatz von V-Männern, die vercieckte Fahndung, zurück-
stellten, war offenbar ein richtiger Entscheid. Denn inzwischen 
ist bekanntgeworden, dass dieser Entscheid des Bundesge­
richtes beim Europäischen Gerichtshof anhängig gemacht 
worden ist und offenbar ein Entscheid in dieser nicht nur für 
die Schweiz grundlegenden der gesetzlichen Grund­
lage einerseits und des Umfanges dieser Einsatzmöglichkeit 
anderseits erst auf Ende dieses Jahres zu erwarten ist. 
Diese Erläuterung oder zusätzliche Mitteilung haben Sie mir 
sicher gestattet. 

Art. 29bis Abs. 3 (neu) 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 29bis al. 3 (nouveau) 
Proposition de !a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Danioth, Berichterstatter: Hier hat der Nationalrat 
des zeitlichen Momentes 

zuständigen 
Schluss des Ermittlungsverfahrens oder der Voruntersuchung 
berichtigt werden.» Die Kommission stimmt dieser Aenderung 
des Nationalrates zu. 

Angenommen --Adopte 

Art. 73ter Abs. 2, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 73ter al. 2, 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Danioth, Berichterstatter Bei Artikel 73ter Absatz 2 hatte der 
Ständerat die bundesrfüliche Fassung übernornmen, dir:J lau­
tet: «Vor Einleitung der Voruntersuchung ist der Bundesanwalt 
für die Anordnung solcher Untersuchungen (wie sie in Arti­
kel 73bis umschrieben sind) zuständig.» Der Nationalrat hat 
verdeutlicht: «Im gerichtspolizeilichen Ennittlungsverfahrnn ist 
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10. März 1992 N 

Ständerates 

al. 3; art. 106 al. 1 
urr\rvv:m,r.n de la commission 
Ann;,.r;,r a la decision du Conseil des Etats 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 

90.075 

Markenschutzgesetz 
Protection des marques. Loi 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 21. November 1990 (8811991 1 1) 
Message et projet de loi du 21 novembre 1990 (FF 1991 11) 

Beschluss des Ständerates vom 29. Januar 1992 
Decision du Conseil des Etats du 29 janvier 1992 

Kategorie 111, Art 68 GRN-Categorie III. art. 68 RCN 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de /a commission 
Entrer en matiere 

M. Ducret, rapporteur: Jusqu'a un passe relativement recent, 
la loi actuelle sur la protection des marques, dont l'entree en 
vigueur remonte en 1890, a ete consideree comme parfaite­
ment adaptee aux besoins de son epoque. Toutefois, depuis 
quelques annees, elle ne correspond plus aux exigences de 
l'evo!ution economique, du progres technique et du develop­
pement du droit international dans ce domaine. 
Apres une tentative avortee, les travaux de revision 
de la loi furent repris en 1987 et 1988 par une commission 
d'etude mise en oeuvre par le Departement federal de justice 
et police. Son avant-projet tut soumis a !a procedure de 
consultation et servil de fondement au message du Conseil fe­
deral du 21 novembre 1990 et au projet de loi dont nous som­
mes saisis. 
Ce projet tend a une reforme totale du droit suisse des mar­
ques. II repond d'une part aux nombreuses et pressantes solli­
citations des milieux interesses, que ce soient les consomma­
teurs. les titulaires de marques ou les associations profession­
nelles. II est egalement compatible avec la legislation euro­
peenne en la matiere ainsi qu'avec les traites, accords et 
conventions du GA IT et de l'OMPI. L'une des principales inno­
vations de ce projet consiste a etendre la notion de marque 
aux marques de service, c'est-a-dire aux banques, compa­
gnies d'assurances, agences de voyage et autres entreprises 
de service qui pourront, a l'avenir, deposer des marques pour 
leurs prestations. II sera egalement possible a certaines condi­
tions de deposer comme marque la forme du produit ou de 
son emballage. 

395 

mais. en 
Le droit de 

rieure attenuera toutefois les que 
le changement de La marque ne sera 
sible seulement avec taute ou partie de '<>r,tri,,nn<:eA 

projet prevoit au contraire la libre cessibilite de 
fin, la duree de l'enregistrement sera reduite de vingt ans. 
Toutefois, au terme de l'enregistrement, une simple prolonga­
!ion remplacera I' actuel renouvellement. 
Dans le cadre de la procedure de consultation, trois points de 
la revision ont ete plus ou moins contreverses. Ainsi, contraire­
ment a ce qu'avait prevu l'avant-projet, le Conseil federal a re­
nonce a l'introduction d'une procedure d'opposition, principa­
lement en raison du fait qu'elle aurait necessite l'engagement 
de personnel qualifie ainsi que la creation de dix postes sup­
plementaires qui occasionneraient des frais assez considera­
bles. Se raliant a une proposition de sa commission, le Conseil 
des Etats a reintroduit la procedure d'opposition qui permettra 
au titulaire d'une marque anterieure de s'opposer a un nouvel 
enregistrement aupres de !'Office federal de la propriete intel­
lectuelle en lui evitant d'engager une procedure judiciaire. 
L'autorite competente, la commission de recours en matiere 
de propriete intellectuelle, statuerait definitivement dans le ca­
dre de la procedure d'opposition. Enfin, lorsqu'il statuerait, 
l'office deciderait si et dans quelle rnesure les frais de la partie 
qui obtient gain de cause seront supportes par celle qui suc­
combe. 
Notre commission a suivi sans discussion l'opinion du Conseil 
des Etats, laquelle est soutenue par les milieux profession­
nels. Cette formule elimine le risque d'oppositions arbitraires 
et chicanieres. Une teile procedure est d'ailleurs connue de la 
plupart des pays etrangers dotes d'une legislation recente sur 
la protection des marques. 
Deuxieme sujet de controverse: la partie de l'avant-projet rela­
tive aux indications de provenance et aux emblemes de souve­
rainete a donne lieu a de nombreuses critiques lors de la 
consultation. La nouvelle version est plus claire et plus 
que le texte original. II a ete renonce a inclure !es armoiries pu-
bliques et autres dans la nouvelle rAr11A,me:,nt,~-

tion, de sorte que la sur protection des armoiries peut etre 
finalement conservee, ce qui ne manquera pas de ~,n,,_r,,ir„ 
bon nombre de cantons qui s'etaient inquietes de son abroga­
tion lors de la procedure de consultation. 
Le troisieme sujet important de la revision qui a ete beaucoup 
discute concerne le probleme pose par le probleme de l'epui­
sement international du droit a la marque, par opposition au 
principe de l'epuisement national. Le premier s'applique a la 
protection d'une marque des qu'elle est mise en circulation, 
ou que ce soit dans fe monde; le second ne prend effet que 
lors de l'entree de la marchandise en Suisse. La commission 
d'etude a refuse de reglementer l'epuisement international et 
le Conseil federal s'est rallie a cette opinion. II faut savoir toute­
fois que le Traite sur l'Espace economique europeen prevoit 
une extension de l'epuisement sur le territoire europeen, c'est 
ce que l'on appelle l'epuisement regional. Selon le Conseil fe­
deral, l'adoption d'une disposition formelle correspondant a la 
nouvelle loi sur la protection des marques ne parait pas neces­
saire, meme dans l'hypothese d'une adhesion de la Suisse a 
la Communaute europeenne. En effet, les direc!ives et la regle­
mentation du Conseil des ministres de la Communaute sur !es 
marques communautaires font partie de ce que l'on appelle 
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Protection des Loi 

cedure 
Votre s·est ralliee pour ressentiel aux decisions 

Conseil des Etats. Elle a toutefois acc:eote 
lui ont ete 

les recentes de la loi sur l'or-
d'une part, et par des raisons de carac-

et redactionnel, d'autre Seule modifica-
„1„rrn,,,.,,.,m,,nt de la de l'auteur d'une 
en cas de violation du droit a la marque re­

nous traiterons les articles 58. 59 et 60, 
En resume. on peut dire que le projet de loi presente vise en 
premier lieu les buts suivants: premierement, la situation du ti­
tulaire d'une marque doit etre renforcee par la mise a disposi­
lion d'un instrument plus complet qui lui permettra de se de­
fendre avec succes contre toute atteinte a ses droits. 
Deuxiemement, il est tenu compte du recent developpement 
international dans le domaine de la protection des marques. 
Ainsi, le projet assure une harmonisation par rapport aux di­
rectives internationales sur tous les points ou cela s'avere ne­
cessaire ou opportun. 
Troisiemement enfin, conformement au souhait pressant des 
milieux suisses de l'industrie, la protection des indications de 
provenance geographique est fondee sur une base juridique 
plus etendue que ce n'est le cas actuellement 
Dans ces conditions, la commission vous invite a l'unanimite a 
entrer en matiere sur le projet de loi. J'aurai l'occasion, lors de 
la discussion de detail, de donner quelques precisions sur les 
modifications de fond apportees par la commission au projet 
du Conseil federal, respectivement au texte qui a ete adopte 
par le Conseil des Etats. 

Stamm Luzi, Berichterstatter: Nach dem Patentgesetz, nach 
dem Gesetz über den unlauteren Wettbewerb und nach dem 
Urheberrechtsgesetz wird nun als weiteres Gesetz im Material­
güterrecht das Markenschutzgesetz revidiert Diese Revision 
des Markenschutzgesetzes ist weitgehend unbestritten. In 
den vergangenen Jahren und Jahrzehnten hat sich gezeigt, 
dass das Gesetz aus dem Jahre 1890 dem modernen Wirt· 
schaftsleben und insbesondere der internationalen Entwick-

nicht mehr genügt 
Es ,ncno,u,n,naro zwei Anliegen dieser Gesetzesvorlage: 
Einerseits soll die des Markeninhabers na,,t,,,lrl 

den. anderseits soll eine 
Rechtsordnung, insbesondere an das 
beigeführt werden. 

an die ,nr,orn,rnrm<> 

Das Gesetz bringt neu die Erweiterung des Markenbegriffs auf 
Dienstleistungsmarken. Somit können in Zukunft auch Ban­
ken, Versicherungsgesellschaften, Reisebüros etc. Marken für 
ihre Dienstleistungen hinterlegen. Dies entspricht der Rege­
lung fast aller ausländischen Markenrechtsordnungen. 
Neu kann auch die Form der Ware oder die Verpackung als 
Marke hinterlegt werden. 
Neu dem Markenschutz zugänglich ist sodann die Garantie­
marke, mit welcher gemeinsame Merkmale von Waren oder 
Dienstleistungen verschiedener Unternehmen geschützt wer­
den können, womit z. B. qualitativ hochstehende Waren im In­
teresse des Konsumenten klar bezeichnet werden können. 
Ein Sonderschutz wird zudem künftig den berühmten Marken 
zukommen. 
Eine Marke muss neu innerhalb von fünf Jahren nach der Ein­
tragung gebraucht werden. Bisher betrug diese Frist drei 
Jahre. 
Die Gültigkeitsdauer der Eintragung wird von bisher zwanzig 
Jahren auf zehn Jahre verkürzt An die Stelle der Erneuerung 
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der Eintra-

c:va,rr;;,nro,n ver-
nicht aus Gründen, son-

no,·crn1011·0 Aufwand gescheut wird. Man sprach 
von etwa zusätzlich notwendigen Stellen. Gemäss 
Schätzungen ist mit jährlich 2000 bis 4000 Widerspruchsver­
fahren zu rechnen. Die nationalrätliche Kommission sprach 
sich -wie der Ständerat- zugunsten des Widerspruchsverfah­
rens aus, welches es dem Inhaber einer älteren Marke gestat­
tet, sich der Eintragung einer neuen, verwechselbaren Marke 
zu widersetzen. 
2. Die zunächst vorgesehene Einbeziehung der öffentlichen 
Wappen und die damit zusammenhängende Aufhebung des 
Wappenschutzgesetzes wurde im Vernehmlassungsverfah­
ren stark kritisiert Deshalb wurde sie fallengelassen. Die Na­
tionalratskommission sprach sich in diesem Zusammenhang 
für eine Aenderung von Artikel 72 Ziffer 5 aus. welche für 
Dienstleistungsunternehmen die Verwendung von Wappen 
erleichtert 
3. In der Botschaft werden Bedeutung und Problematik des 
sogenannten Erschöpfungsgrundsatzes einlässlich erläutert 
Der Bundesrat hat von einer ausdrücklichen Regelung dieses 
Erschöpfungsgrundsatzes abgesehen. 
Der Ständerat hat den bundesrätlichen Entwurf nur in drei we­
sentlichen Punkten abgeändert: Erstens hat er sich für die 
Möglichkeit ausgesprochen, Markenlizenzen im Register ein­
zutragen. Zweitens hat er das Verbandsklagerecht auf die Ga­
rantie und die Kollektivmarke ausgedehnt, und drittens hat er -
wie schon erwähnt die Einführung des Widerspruchsverfah­
rens beschlossen. 
Die nationalrät!iche Kommission beschloss einstimmig Eintre­
ten auf die Vorlage. Eine Vielzahl der vorgebrachten kleinen 
Aenderungsvorschläge zielen nur - und das scheint mir wich­
tig auf eine verbesserte Systematik hin oder haben mehr re· 
daktionellen Charakter. Die meisten dieser Aenderungen wur­
den auf Antrag des Bundesamtes beschlossen. Dieses hatte 
im Anschluss an die letzte der Ständeratskommission 
den erhalten, und Redaktion des Ge-
setzestextes zu verbessern, da die Ständeratskommission 
diesbezüglich ein gewisses Unbehagen geäussert hatte, aber 
nicht die Zeit hatte, diese Aenderungen selbst vorzunehmen. 
Am meisten zu reden innerhalb der Nationalratskommission 
gab Artikel 44 betreffend Herkunftsangaben. Es lag ein Antrag 
von Herrn Comby vor, der verlangte, dass der betroffene Na­
mensträger, zum Beispiel eine Gemeinde, seine Zustimmung 
geben müsse, wenn nicht ortsansässige Unternehmen den 
Namen benützen. Aus Praktikabilitätsgründen wurde aber 
darauf verzichtet, Artikel 44 entsprechend zu ergänzen, und 
zwar aus verschiedenen Gründen. Wer könnte Bezeichnun­
gen wie Jura, Seeland usw. genehmigen oder verhindern? 
Man hätte Probleme der Zuständigkeit Oder wie wäre zu ver­
fahren, wenn beispielsweise eine Zürcher Firma in Bern pro­
duziert? Abgesehen davon sind Rechtssubjekte durch die 
Möglichkeiten des Namenschutzrechts bereits gedeckt und 
geschützt Aufgrund dieser Sachlage zog Herr Comby seinen 
Antrag zurück. 
Die übrigen Themen können anschliessend im Rahmen der 
Detailberatung besprochen werden. Erwähnenswert scheint 
mir höchstens noch, dass ein zentraler Punkt, das Wider-
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,r:r,c:,1Art:.h,rAn im Rahmen der Nationalratskommission zu 
keinen Diskussionen Anlass hat 

zusammenfassend ich Ihnen 

Präsident: ... "'"'"'""'" "''"'"""''"'n 
Eintreten 
Liberale. 

unseres 
des Interesses stände. 

sollten wir nicht übersehen. dass Betroffenen, die interes-
sierten Kreise auf diese Totalrevision schon mit 
duld warten. Denn das Markenwesen hat in 
und international an uc,•uccnu, 

allem an der stark von 
Das stammt ja aus dem 
1 und es verwundert nicht, dass es revisionsbedürf-
tig ist Vor allem ist es hinter der internationalen Entwicklung in 
diesem Bereich Es gilt nämlich zu beden­
ken. dass heute auf internationaler Ebene in der EG, im Gatt, in 
der Weltorganisation für geistiges Bemühungen im 
Gange sind, die Kodifikationen des geistigen Eigentums im 
allgemeinen und des Markenrechts im besonderen einander 
anzugleichen und den Rechtsschutz auf diesem Gebiet zu ver­
stärken. Auch ganz unabhängig von der konkreten Ausgestal­
tung unseres Verhältnisses zur EG, also EWR-Vertrag oder ei­
nes Tages EG-Beitritt, ist eine Harmonisierung unseres eige­
nen Markenrechts mit demjenigen der EG zweifellos unwei­
gerlich nötig. 
Der Bundesrat kann den wenigen Abänderungsanträgen Ihrer 
Kommission und dort, wo Minderheits- und Mehrheits­
anträge vorliegen, vor allem der Kommissionsmehrheit zu­
stimmen. 
Es besteht nur eine wichtige Differenz: Sowohl der Ständerat 
als jetzt auch Ihre Kommission haben sich einstimmig für die 
Einführung eines sogenannten Widerspruchsverfahrens aus­
gesprochen. Dem möchte der Bundesrat nicht weiter oppo­
nieren, sondern Sie einzig auf die damit verbundenen perso­
nellen Konsequenzen aufmerksam machen. Wenn der Bun­
desrat nämlich in seiner Botschaft kein Widerspruchsverfah­
ren vorgesehen hat, so vor allem deswegen. Schon die Neu­
einführung der Dienstleistungsmarken wird im Bundesamt für 
geistiges Eigentum einen erheblichen Personalzuwachs in 
der Markenabteilung zur Folge haben. Noch grösser wird der 
Zusatzbedarf durch die Einführung dieses Widerspruchsver­
fahrens sein. Ich möchte Sie einfach auf Ihren Entscheid, dem 
wir nicht weiter opponieren, behaften können, wenn Sie dann 
Ende Jahr im Rahmen des Budgets das notwendige Personal 
zu bewilligen haben. 
Noch ein Wort zu den 
kel 44ft. des Entwurfs enthalten unter dem 
gaben» eine gegenüber dem Rechtszustand erwei­
terte Regelung dieser Materie. Es werden darin nun in konzi­
ser Weise die Kriterien umschrieben, die für die Bestimmung 
der Herkunft einer Ware oder Dienstleistung massgebend 
sind. Damit wird die Voraussetzung geschaffen, dass der Per­
sonenkreis, dem eine bestimmte Herkunftsangabe zuzuord· 
nen ist, deren Wert tatsächlich nutzen und sich gegen den Ge­
brauch durch Unberechtigte erfolgreich zur Wehr setzen kann. 
Umfang und Grenzen dieses Ausschliesslichkeitsrechts rich­
ten sich nach der Auffassung der massgebenden Verkehrs­
kreise, d. h. der Abnehmer der Ware und der Benützer der 
Dienstleistung. Geographische Namen und Zeichen, die von 
diesen Verkehrskreisen nicht als Hinweis auf eine bestimmte 
Herkunft der Ware oder Dienstleistung verstanden werden, 
gelten daher nicht als geschützte Herkunftsangaben im Sinne 
des Gesetzes. Im Streitfall wird wie bisher der Richter zu ent­
scheiden haben, ob eine Herkunftsangabe zu Recht oder zu 
Unrecht geltend gemacht wird. 
Im übrigen ist darauf hinzuweisen, dass geographische Be­
zeichnungen nicht allein aufgrund des Markenschutzgesetzes 
geschützt sind. Im Einzelfall kann an Stelle des Schutzes nach 

oder zusätzlich zu diesem - der wettbe-
'""'rn<,ro,•ht1,"h,o Schutz UWG, der firmenrechtliche oder 

der namensrechtliche Schutz finden. 
Sie mir abschliessend 

dieser Totalrevision 

nen die onlrcnro,,ha,nrl,:,n 

revision des Ml::llrlt<:>n,,rn 

sind, dass diese 
setzes noch vor Inkrafttreten des 
den kann. 
Der andere des EG-Markenrechts, die 
eines auf dem ganzen Gebiet der EG wirksamen 
Schutzrechtes, wobei die der Marke bei einem eu­
mr,,,,,~"h"''" Markenamt die Voraussetzung ist, ist noch nicht 
n,::,1:tor,r1~,,, Recht Wir werden diesbezüglich als Nicht-EG-Mit-

erhöhte Hürden des Zugangs haben. Während es im Pa­
tentrecht, wo das Gemeinschaftspatent auf einem Staatsver­
trag beruht, für Drittstaaten relativ leicht ist, Zugang zu diesem 
einheitlichen Europapatent zu finden. ist die EG-Marke. weil 
sie auf einer Verordnung beruht, grundsätzlich den EG-Mit­
gliedern vorbehalten. Daher werden wir ein entsprechendes 
Uebernahmegesuch frühestens nach erfolgreicher Abstim­
mung über den EWR-Vertrag einreichen können. 
zusammenfassend möchte ich folgendes festhalten: Die Re­
form des schweizerischen Markenrechts ist überfällig. Die Ih­
nen unterbreitete Vorlage bringt eine Reihe von grundlegen­
den, zum Teil seit langem geforderten Neuerungen. Als be­
sonders illustrative Beispiele nenne ich lediglich die Erweite­
rung des Markenbegriffs auf die Dienstleistungsmarken, den 
Uebergang von der Gebrauchspriorität zur Hinterlegungsprio­
rität, die freie Uebertragbarkeit der Marke sowie die Verstär­
kung des Rechtsschutzes. Diese und weitere Neuerungen 
werden es uns erlauben, den dringend notwendigen An­
schluss an die internationale Rechtsentwicklung im Marken­
bereich herzustellen. Diese Ueberlegungen lassen es 
wünschbar erscheinen, dass das neue, total revidierte Marken­
schutzgesetz möglichst rasch, nämlich vor Inkrafttreten des 
EWR-Vertrages, von beiden Räten verabschiedet werden 
kann. Wenn uns das wider Erwarten nicht gelingen sollte, 
dann bliebe uns nichts anderes übrig, als die einschlägigen 
Passagen, was natürlich ein Umweg wäre, noch ins Eurolex­
Programm aufzunehmen. 
In diesem Sinne beantrage ich Ihnen Eintreten auf die Vorlage. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

- Discussion 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
... eines öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Unter­
nehmens von solchen anderer öffentlich-rechtlicher und pri­
vatrechtlicher Unternehmen zu unterscheiden. 
Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Art. 1 

Angenommen -Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 

b Formen ..... die technisch notwendig sind; 

Art. 2 
Proposition de la commission 

b ..... J'emballage qui sont techniquement necessaires; 

M. Ducret, rapporteur: La modification est imposee par la ju­
risprudence et la directive du Conseil des ministres de la Com­
munaute europeenne du 21 decembre 1988. 

Stamm Luzi. Berichterstatter: In Artikel 2 haben wir eine mate­
rielle Aenderung: Wenn eine technische Erfindung eine Form 
zur Folge hat, die zwingend ist, dann sollte die Weiterentwick­
lung dieser Form durch andere Produzenten nicht dadurch 
gehemmt werden, dass der Erfinder Nachahmungen verbie­
ten kann. Bisher hatten wir eine etwas unklare Rechtspre­
chung des Bundesgerichts. Wenn wir diesen Zusatz be­
schliessen wie vorgeschlagen und in zwingender Form neh­
men. dann haben wir eine klarere Rechtssituation. 

wird das von vielen Seiten her gefordert Der 
sr1'1wA17An,~rr,.,, Anwaltsverband darauf. dass man 

aufnimmt Die Richtlinie des EG-Rates 
lö7,nmhOF 1 1989 fand in Am-

sterdam zu dieser Frage Kongress In einer Resolution 
wurde dort ebenfalls erklärt, nur technisch notwendige For­
men sollten in den Schutz einbezogen werden. Auch das Bun­
desamt hat diesem Vorschlag zugestimmt. 

Angenommen -Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen .... Adopte 

Art. 4 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Keinen Schutz geniessen ferner Marken, die ohne Zustim­
mung des Inhabers auf den Namen von Agenten, Vertretern 
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Art.4 

2. Abschnitt Titel, Art. 5-9 
der Kommission 

N 

zum Beschluss des Ständerates 

Section 2 titre, art. 5-9 
nc1pos1tt(Jn de la commission 

a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 10 
Antrag der Kommission 
Abs. 1-3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.4 
.... so ist eine zusätzliche Gebühr zu entrichten. 

Art. 10 
Proposition de /a commission 
Al. 1-3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 4 
.... de payer une surtaxe. 

10 

M. Ducret, rapporteur: Je voudrais preciser, a l'intention de la 
Commission de redaction, que l'administration nous propose 
d'ajouter a l'article 10, alinea 4, de payer une surtaxe de pro­
longation. 

Stamm Luzi, Berichterstatter: In Artikel 10 wollte man mit die­
sem Zusatz «so ist eine zusätzliche Gebühr zu entrichten» zum 
Ausdruck bringen. dass hier eine Summe verlangt werden 
kann, die über die Aufwendungen der Verwaltung hinausgeht 

Angenommen -Adopte 

Art. 11 

zum 
Proposition la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 12 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 2 
.... mit Wirkung der ursprünglichen Priorität wieder auf, sofern 
vor dem Zeitpunkt der erstmaligen oder erneuten Aufnahme 
des Gebrauchs niemand den Nichtgebrauch ... 
Abs. 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit 
(Sandoz, Allenspach, Comby, Fehr, Frey Claude, Reimann 
Maximilian, Scharrer Jürg) 
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Art. 12 

Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 

date de la n'ail 
invoque le en vertu du 
date du premier usage ou de la reprise 
A/.3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Minorite 
(Sandoz, A!Jenspach, Comby, Fehr, Frey Claude, Reimann 
Maximilian, Scherrer Jürg) 
Al. 1 
Le droit a la marque se prescrit si, sans justes motifs, le titulaire 
n'a pas utilise la marque en relation avec les produits ou les 
services enregistres pendant une periode ininterrompue de 
cinq ans a compter de l'echeance du delai d'opposition ou, en 
cas d'opposition, de la finde la procedure d'opposition. 
Al. 2 
Celui qui se prevaut de la prescription doit rendre le defaut 
d'usage vraisemblable. 
Al. 3 
Si l'usage ou la reprise de l'utilisation de la marque intervient 
apres plus de cinq ans, le droit a Ja marque reprend effet a la date 
du premier usage ou de la reprise de l'utilisation, a condition 
que la prescription n' ait pasdeja ete invoquee avantcette date. 

Mme Sandoz, porte-parole de la minorite: L'article 12 ne pre­
sente aucun probleme politique. La question soulevee en 
commission etait purement technique et je vous 
presque les excuses de la minorite d'aborder un probleme 
aussi technique, mais il en allait pour nous d'une de 
securite du droit dans un domaine extremement 
Le but de l'article 12, que personne ne conteste et 
leurs conforme du droit est de 
mettre a un tiers, apres un delai de non-usage d'une marque, 
de s'opposer a ce que cette marque soit encore bloquee par 
l'enregistrement. Mais il faut aussi permettre a celui qui ne l'au­
rait pas utilise pendant cinq ans ... c'est le delai - de l'utiliser 
malgre ce temps si personne n 'a fait remarquer ou n 'a souffert 
de cette non-utilisation. Tel est le but evident de l'article 12, 
aussi bien dans la redaction du Conseil federal que dans celle 
de la minorite de la commission. 
Mais techniquement, comment peut-on atteindre ce but? Le 
droit europeen ne nous impose pas une technique mais un 
but. Ce but peu! etre atteint de deux manieres: soit en decidant 
qu'apres cinq ans, a cause du non-usage, le droit disparait, 
parce que caduc ou perime selon la terminologie de !'ordre ju­
ridique suisse. II faudrait alors, pour pouvoir reutiliser ce droit, 
un subterfuge qui permettrait de le creer a nouveau. L'autre 
moyen consiste a considerer qu'apres cinq ans le droit n'a 
plus d'effet si quelqu'un conteste cet effet C'est Je principe de 
la prescription. Le droit existe toujours, mais si quelqu'un s'op­
pose a son utilisation on ne pourra pas l'utiliser. Si personne 
ne s'y oppose, l'utilisation reste parfaitement imaginable. 
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on ne va oas 
d'utilisef Ce droit exactement cette !Pf<fff'1fll 

pose Ja de la commission, de maniere a une 
"'"""'"''''r.n conforme !'ordre suisse et claire sur ce 
point 
La minorite de la commission a encore une autre mo-
dification vous remarquerez. L'alinea 3 du texte du 
Conseil dit deux choses: d'abord, celui 
valoir le non-usage doit le rendre vraisemblable; 
Ja preuve de l'usage incombe alors au titulaire. nous 
trouvons la, dans cette deuxieme phrase, devant quelque 
chose d'un peu incomprehensible. II est taut a fait normal, 
comme l'explique le message, de n'exiger que la vraisem­
b!ance du non-usage, parce que le non-usage est un fait nega­
tif qu'on ne peu! pas prouver. Mais, en revanche, que veut-on 
dire quand on ajoute, apres, «la preuve de l'usage incombe 
alors au titu!aire»? II n'y a pas d'explication dans le message. II 
n'y a pas eu d'explication en commission et il va de soi c'est 
un element fondamental de l'egalite entre les parties dans un 
proces pnve que le titulaire du droit est toujours autorise a 
faire la preuve de l'usage pour renverser la vraisemblance du 
«non-usage». Alors, ou cette precision devait apporter quel­
que chose, mais on ne savait pas quoi, ou eile risque simple­
ment de creer une insecurite parce que l'on ne comprendra 
pas pourquoi cette precision absolument essentielle mais qui 
va de soi, qui a toujours ete de soi, est apportee. C'est donc 
pour des raisons de clarte, de securite juridique que la mino­
rite de la commission vous propose Ja redaction qui a ete rete­
nue par alle en commission. 

M. Ducret, rapporteur: Les subtilites juridiques de Mme San­
doz, professeur de droit, n'ont pas convaincu la majorite de la 
commission, a une courte voix il est vrai. II n'en demeure pas 
moins que Ja commission, dans sa majorite. considere qu'il 
n'y a pas lieu d'introduire dans ce texte les notions de 
prescription ou de Par ailleurs. les rensei-
gnernents nous ont par 
et nous seront sans doute par M. 

il semblerait que Je propose 
Je projet de loi soit parfaitement compatible avec le droit euro­
peen qui, lui, ne parle pas de prescription ni de peremption 
mais de caducite. C'est la raison pour laquelle Ja majorite de la 
commission vous propose de rejeter la proposition de mino­
rite Sandoz. 

Stamm Luzi, Berichterstatter: Wie Frau Sandoz gesagt hat, ha­
ben wir bei Artikel 12 in erster Linie ein technisches Problem. 
Der Mehrheitsantrag besagt, dass das Markenrecht nicht mehr 
geltend gemacht werden könne, wenn man fünf Jahre lang die 
Marke nicht gebraucht habe (Absatz 1 ). Dann wird in Absatz 2 
beigefügt: «Wird der Gebrauch der Marke nach mehr als fünf 
Jahren erstmals oder erneut aufgenommen, so lebt das Mar­
kenrecht .... wieder auf, sofern vor diesem Zeitpunkt niemand 
den Nichtgebrauch der Marke nach Absatz 1 geltend gemacht 
hat» Das ist das System, welches eingeführt werden soll. 
Die Minderheit schlägt einen neuen Text vor, wo mit Verjäh­
rung argumentiert wird. Das Problem für die Mehrheit der 
Kommission liegt darin, dass Worte wie "Verjährung» und 
«Verwirkung» rechtliche Begriffe sind, die definiert sind. Wenn 

michael.tellenbach
Textfeld



Protection des Loi 

man nach fünf Jahren etwas erlöschen lässt und das nachher 
wieder auflebt, ist es besser und deutlicher, wenn man es klar 
in Worten Das ist die bessere mit dem 
rechtstechnischen Ausdruck 

Das ist der 
Noch zu der von uns unterstützten von Ab-
satz 3: "Wer den der Marke nach Absatz 1 
tend macht, hat zu machen; der Beweis des 
brauchs sodann dem Markeninhaber." Das scheint die 

beste der die Marke 
hat, zu dass er sie ge-

hat Die der Beweislast ist so 
dass ich Sie bitte, der 

Bundesrat Koller: Die entscheidende 
Bundesrat und Ständerat findet sich zweifellos in 
mäss Kommissionsmehrheit Denn dort 

mit der w~,m~ .... 1~1,,n 1r,n<:rtt'ht!11nio 

dass Marke, wenn sie einem Nicht-
wiederauflebt, mit Wirkung ex tune, also von Anbe-

an, weil sie nun neu gebraucht wird und nicht mit 
ex nunc, also erst von der Wiederaufnahme an. Dar­

über besteht Einigkeit Hier war eine Aende­
rung nötig, um diese Deckung mit der Harmonisierungsrlchtll­
nie zu erreichen, die ja-wie gesagt zum Acquis communau­
taire im Rahmen des EWR-Vertrags gehört 
Das andere - Frau Sandoz hat das selber gesagt - sind dann 
wirklich schon juristische, sehr feine Unterscheidungen. Per­
sönlich habe ich auch Mühe mit dem Ausdruck «verjährt», 
noch mehr Mühe hätte ich mit dem Ausdruck «verwirken», 
denn es ist schlecht vorstellbar, dass etwas, was verwirkt oder 
verjährt ist, dann plötzlich als Recht wiederaufleben kann. 
Das war der Grund, weshalb die Studienkommission in Abwei­
chung dieser technisch belasteten Begriffe ein Tertium ge­
wählt hat, eben den neutralen Begriff «geltend machen». Mir 
scheint das adäquater zu sein; es kann eher Missverständ­
nisse verhüten. 
Das sind im wesentlichen die Gründe, weshalb ich Ihnen Zu­
stimmung zur Mehrheit der Kommission empfehle. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 13 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

46Stimmen 
43Stimmen 

(Die Aenderung betrifft nur den französischen Text) 

Art. 13 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Le droit ä la marque 
A/.2,3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 14-16 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

5. Abschnitt Titel 
Antrag der Kommission 
Aenderungen im Markenrecht 

Section 5 tltre 
Proposition de la commission 
Modification du droit a la marque 

Angenommen ·- Adopte 
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Art. 17, 18 
der Kommission 

zum Beschluss des Ständerates 
la commission 

a la decision du Conseil des Etats 

6. Abschnitt Titel 

Sectlon 6 titre 
Prc>oc,s1ti'on de Ja commission 

Art. 19 
Antrag der Kommission 
Titel 

10 mars 1992 

Nutzniessung und Pfandrecht; Zwangsvollstreckung 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 
Die Nutzniessung und die Verpfändung .... 

Art. 19 
Proposition de la commission 
Titre 
Usufruit et droit de gage; execution forcee 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 
L'usufruit et le droit de gage n'ont d'effet .... qu'apres enregi­
strement 

Angenommen -Adopte 

7. Abschnitt Titel 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Section 7 titre 
Proposition de /a commission 
Biffer 

Angenommen -Adopte 

Art. 20 
Antrag der Kommission 
Streichen (neu Artikel 39a) 
Proposition de la commission 
Biffer article 39a) 

Art. 21-31 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 31a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Aeimann Maximilian 
Abs.2 
Der Widerspruch ist innerhalb von drei Monaten nach der Ver­
öffentlichung der Eintragung beim Bundesamt schriftlich ein­
zureichen. Innerhalb dieser Frist ist auch die Widerspruchsge­
bühr zu bezahlen. Zur Einreichung der Begründung läuft eine 
unverlängerbare Nachfrist von 60 Tagen. 
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Art. 31a 

des Etats 

Abs. 2~AI. 2 

Reimann Maximilian: In meinem Antrag es um den Zeit-
der Begründung eines Widerspruchsverfahrens. Ich 

Sie vor allem die beiden Kommissionssprecher um 
Nachsicht, dass ich diesen Antrag nicht schon in der Kommis­
sion habe. Aber der Impuls dazu ist eben erst nach 
unserer so schnell und reibungslos verlaufenen Kommis­
sionssitzung gekommen, und zwar als Folge eines Gesprä­
ches mit Leuten aus der Praxis, führenden Markenrechtsspe­
zialisten, die sich künftig mit diesem revidierten Gesetz zu be­
fassen haben. 
Es handelt sich also um das von den Kommissionssprechern 
bereits sehr positiv erwähnte Widerspruchsverfahren, das 
vom Ständerat richtigerweise in die Gesetzesvorlage aufge­
nommen wurde. Dieses Verfahren regelt, wie der Inhaber einer 
älteren Marke gegen die Eintragung einer neuen Marke vorzu­
gehen hat, mit der er nicht einverstanden ist Gerade für un­
sere Industrie ist dieses Verfahren von grosser Bedeutung; es 
können damit Geld und Zeit eingespart werden, und vor allem 
wird die Rechtssicherheit wirkungsvoll erhöht 
Die Fassung des Ständerates weist nun aber nach Ansicht von 
Juristen, die sich regelmässig mit diesem Rechtsgüterbereich 
zu befassen haben, einen schwerwiegenden Mangel auf: die 
Frist für die Einreichung der Begründung des Widerspruchs. 
Unser Gesetzestext sieht in Artikel 31a Absatz 2 vor, dass die 
Begründung unmittelbar zusammen mit dem Widerspruch 
schriftlich eingereicht werden muss. Dafür steht eine sehr 
knappe Zeit von nur drei Monaten zur Verfügung, gerechnet 
ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der Eintragung. Diese 
kurze Frist kann eine sachgerechte Vorbereitung einer Be­
gründung je nachdem fast verunmöglichen. Denn es ist nicht 
zu übersehen, dass solchen Begründungen oft zeitraubende 
Recherchen im Ausland vorausgehen müssen. 
Aus diesem Grund sehen viele ausländische Markenschutz-
gesetze Nachfristen für die der Be-
gründung zumindest für die 
tel vor. Angesichts der auch von der "'~"""~,~ 
europäischen Harmonisierung namentlich in Rechts­
bereichen von Handel und Industrie - sollten wir hier nicht 
ausscheren. Es wäre nicht einzusehen, wenn die Schweiz als 
praktisch einziges Land eine solche Nachfrist verweigern 
sollte. 
Mein Antrag möchte diese Nachfrist nun einführen. Es wäre 
ein Entgegenkommen an die Praktiker, die sich dereinst mit 
solchen Widerspruchsverfahren zu befassen haben. Die vor­
geschlagene Frist von zwei Monaten soll aber einmalig und 
nicht verlängerbar sein. Sie öffnet weder Türen noch Tore für 
irgendwelche trölerischen Verzögerungstaktiker. 
Ich bitte Sie, meinem Antrag zuzustimmen. Wir hätten damit 
auch mit gutem Grund eine Differenz zum Ständerat geschaf­
fen. Das würde auch Ihnen, Herr Bundesrat Koller, die notwen­
dige Zeit verschaffen, um dieser Thematik, auch in ihrer inter­
nationalen Dimension, noch auf den Grund zu gehen. 

M. Ducret, rapporteur: Comme vous l'a indique M. Reimann, 
la commission n'a pas eu l'occasion de se prononcer sur cette 
proposition. Par consequent, je ne peux pas vous donner son 
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Sieur Ro,irr,cmn 

ment a celui des autres 
ma connaissance, ces delais sont 
C'est la raison pour 
cette 

Stamm Luzi, Berichterstatter: Ich habe Ihnen schon 
dass das im Rahmen der 
gar nicht diskutiert wurde, folglich wurde auch nicht über diese 
Frage geredet Somit kann ich nicht im Namen der Kommis­
sion sprechen. 
Wenn der Antrag Reimann Maximilian angenommen wird, ha­
ben wir so scheint es mir - faktisch eine Fristverlängerung 
auf fünf Monate zur Einreichung der Begründung, Denn es 
wird zum Automatismus werden, dass man den Antrag ein­
reicht und zwei Monate später die Begründung. Wir hätten mit 
anderen Worten einfach eine Frist von fünf Monaten statt von 
drei Monaten. 
Es scheint mir auch so zu sein, dass auch ohne diesen Zusatz 
jemand zu einem späteren Zeitpunkt mit der zweiten Rechts­
schrift, die zur Verfügung steht, eine detaillierte Begründung 
nachreichen kann, wenn er in den ersten drei Monaten aus 
Zeitgründen nicht dazu kommt Auch das würde eigentlich ge­
gen den Antrag Reimann Maximilian sprechen. 
Was dafür spricht, ist mit Sicherheit, dass wir eine Differenz 
zum Ständerat schaffen und dass somit das Problem noch 
einmal detaillierter angeschaut werden kann. 
Ich überlasse die Stellungnahme dem Bundesrat und den Ent­
scheid Ihnen. 

Bundesrat Koller: Herr Reimann, ich glaube, wir sind an sich 
nicht so weit auseinander. Immerhin scheint mir die Befürch­
tung, die die Kommissionsreferenten geäussert haben, be­
rechtigt, dass Ihr Vorschlag doch eine Verlängerung, und zwar 
eine allgemeine Verlängerung des ganzen Widerspruchsver­
fahrens, bringen würde. Ziel des Widerspruchsverfahrens ist 
aber gerade eine rasche Erledigung. 
Der Hauptunterschied zwischen Ihrem Standpunkt und dem 
Vorschlag der Kommission des Ständerates, dem wir uns an­
geschlossen haben, liegt darin, dass wir einfach eine erste Be­
gründung möchten, während Sie mit Ihrem Text schon für 
diese erste eine Nachfrist öffnen. Das scheint mir 
zu weit zu gehen. Ich kann Ihnen dass wir der Ver­
ordnung, die nötig sein wird, einen Schriftenwechsel vorsehen 
werden und dass in dieser Verordnung in Uebereinstimmung 
mit der EG-Verordnung auch die Möglichkeit zum Nachrei­
chen von Beweismitteln offengehalten wird. 
Wenn ich Ihnen die Zusicherung abgebe, dass wir das in der 
Verordnung so handhaben werden, könnten Sie wohl auf Ih­
ren Antrag verzichten. 
Auf eine erste Begründung generell zu verzichten scheint mir 
mit dem Ziel einer raschen Durchführung des Widerspruchs­
verfahrens nicht vereinbar zu sein. 

Reimann Maximilian: Nach dem klaren Votum von Herrn Bun­
desrat Koller, dass die Materie in der Verordnung geregelt wird 
und dass dort diese Nachfrist de facto zumindest zum Einrei­
chen von weiteren Beweismitteln gegeben ist, kann ich guten 
Gewissens meinen Antrag zurückziehen. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon !a proposition de la commission 
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Protection des loi 

Art 31b-31d 
der Kommission 

zum Beschluss des Ständerates 

Art. 32 

den französischen 

Art. 32 
de la commission 

C. 

3. Abschnitt Titel 
Antrag der Kommission 
Beschwerde an die Rekurskommission 

Section 3 titre 
Proposition de Ja commission 
Recours devant la commission de recours 

Angenommen -Adopte 

Art.33 
Antrag der Kommission 
Titel 
Streichen 
Abs. 1-3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 33 
Proposition de la commission 
Titre 
Biffer 
Al. 1-3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 34 
Antrag der Kommission 
Streichen 
Proposition de la commission 
Biffer 

Angenommen -Adopte 

Art. 35-39 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commlssion 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Sa. Abschnitt Titel 
Antrag der Kommission 
Vertretung 

Section Sa titre 
Proposition de /a commission 
Representation 

Angenommen --Adopte 
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Art. 39a (neu) 
der Kommission 

Abs. 
Wer an 
sem Gesetz 
Wohnsitz hat 
stellen. 
Abs.2 

N 10 mars 1992 

Al. 1 
Celui 
ciaire en vertu 
dornicile doit """"'rnnor 

administrative ou 
n'a en Suisse ni 
etabli en Suisse. 

Al. 2 
les a1spo:sm<ms 
sont reservees. 

M. Ducret, rapporteur: c·est pour une question de systemati­
que qu'il a ete decide de reporter a la hauteur de l'article 39a 
l'article 20 du projet du Conseil federal. 

Stamm luzi. Berichterstatter: Aus systematischen Gründen 
wurde Artikel 20 nach hinten verlegt Man wollte mit Absatz 2 
festhalten, dass die Kantone nach wie vor die Berechtigung 
haben, professionellen Rechtsanwälten die Vertretung vorzu­
behalten. Wir haben hier keine Aenderung der materiellen 
Lage. 

Angenommen -Adopte 

Art.40-48 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.49 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
(Die Aenderung betrifft nur den französischen Text) 

Art.49 
Proposition de la commission 
.... toute personne qui etablit qu'elle 

Art. 50-52 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commisslon 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 53 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit I 
(Tschäppät Alexander, Bär, Bühlmann, von Feiten. Herczog, 
Leuenberger Morit:z, Maeder, Marti Werner, Rechsteiner) 
Abs. 1 Einleitung 
Zu Klagen nach den Artikeln 49 und 52 Absatz 1 sind ferner 
berechtigt: 
Abs. 1 Bst. a, b 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Abs. 2 
Streichen 

Art. 53 

N 

la decision du Conseil des Etats 

Minorite 1 
Alexander, Bär, Bühlmann, von Feiten, 

,or,ho,,m,r Moritz, Maeder, Marti Werner, RAr;h·~!Aini=,r\ 

Les actions aux articles 49 et 52, 1 er alinea peuvent 
en outre etre ntP,ntl>A<: par: 
Al. 1 let. a, b 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 
Bitter 

Minorite II 
(Sandoz, Fehr, Frey Claude, Reimann Maximilian, Scherrer 
Jürg, Stamm Luzi) 
Al. 1 introduction, /et. a 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 1 let. b 
Bitter 
Al.2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Tschäppät Alexander, Sprecher der Minderheit 1: Das Mar­
kenschutzgesetz ist primär ein Gesetz für Anbieter. Nur am 
Rande tangiert es auch die Konsumenten. In der Vernehmlas­
sung haben sich die Konsumentenschutzorganisationen 
denn auch hauptsächlich darauf beschränkt, den Täu­
schungsschutz zu verbessern. Marken dürfen daher weder ir­
reführend sein noch zu Täuschungen Anlass bieten. Diese 
Forderung ist das muss man ganz klar zugeben - vollum­
fänglich erfüllt Artikel 2 sieht vor, dass bei irreführenden Mar­
ken von Amtes wegen eingegriffen wird, und Artikel 3 gibt bei 

das Recht zur 
Hier ist meiner nach der 

Während bei 
und so für genügenden Schutz sorgt, bei verwechselbaren 
Marken ein Tätigwerden des Konkurrenten oder aber eben 
des Konsumenten nötig. Gerade weil nicht zu erwarten ist, 
dass im Einzelfall ein getäuschter Konsument prozessrecht­

. lich tätig wird, wäre ein allgemeines Klagerecht für Verbände 
und Konsumentenorganisationen angebracht Die jetzige Lö­
sung sieht in Artikel 53 für Individualmarken die Feststellungs­
und die Leistungsklage vor, aber nur, was den Schutz von Her­
kunftsangaben betrifft Darüber hinausgehend ist kein Klage­
recht vorgesehen. 
Der Ständerat hat diese Begrenzung des Klagerechts offenbar 
auch nicht gewollt und daher eine Ausweitung beschlossen, 
die Sie vor sich haben. Er hat die Feststellungsklage auch für 
Garantie- und Kollektivmarken zugelassen, ist dann aber lei­
der auf halbem Wege stehen geblieben, indem er es unterlas­
sen hat, eine allgemeine Klageberechtigung einzuführen. 
In der Kommission ist kritisiert worden, das Problem der Ver­
wechselbarkeit sei ein Problem, das hauptsächlich zwischen 
den beiden Konkurrenten bestehe. Deshalb bestehe gar kein 
Interesse an einer Ausweitung dieses Klagerechts. Wenn das 
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die die 
heute - das sei zrn1ecJetien 
den. Daher würde 
bedeuten. 
Ich bitte Sie daher, den 
stützen. 
Aus dem 1..:,eisaarn1n 
dass der Antrag 
geberechtigung für 
hat, abzulehnen ist 

der Minderheit I zu unter-

Mme Sandoz, porte-parole de la minorite II: Nous nous trou­
vons face a un article interessant, parce qu'une adjonction a 
ete apportee a la suite de la procedure de consultation. Lors­
que l'avant-projet a ete elabore par le Conseil federal, il n'y 
avait pas de qualite pour agir accordee aux associations de 
consommateurs. La commission d'experts avait estime a juste 
titre, selon la minorite de la commission du Conseil national, 
que !es associations de consommateurs ne sont pas directe­
ment concernees par la loi sur les marques. Nous y revien­
drons dans un instant 
Un certain nombre de voix ayant, a l'occasion de la procedure 
de consultation, demande que l'on introduise la lettre b, le 
Conseil federal y a donne suite. Je rends hommage a son res­
pect de la vox populi. II s'agit maintenant pour nous de pren­
dre la decision politique finale concernant cette qualite pour 
agir des associations de consommateurs. 
La minorite de la commission du Conseil national a considere 
qu'il etait errone d'accorder cette qualite pour agir aux asso­
ciations de consommateurs pour trois raisons: la premiere est 
que cela ne correspond pas au but meme de la loi sur !es mar­
ques - j'y reviendrai dans un instant La deuxieme est que cela 
ne correspond pas a la technique de la loi sur les marques et la 
troisieme est que cela ne correspond pas a l'interet des 
consommateurs. 
Je reprends donc ces trois points. Tout d'abord, cela ne cor­
respond pas au but de la loi sur les marques: la loi sur les 
marques a pour but - re!isez l'article premier - de permettre 
de distinguer une entreprise d'une autre. C'est par excel­
lence une loi qui regle les re!ations entre des entreprises. Les 
consommateurs ne sont jamais que tres indirectement 
concernes par des irregularites en relation avec les marques. 
S'ils devaient subir un dommage direct_ ils auraient alors. le 
cas echeant, la loi sur la concurrence la sur les 
denrees alimentaires qua nous avons revue recemment, etc., 
mais pas la loi sur les marques. lls ne sont qu'indirectement 
concernes. II est errone de leur conferer, dans ce cadre-la, 
qualite pour agir . 
Deuxiemement, je disais que cela n'etait pas conforme a la 
technique meme de la loi sur !es marques: il est incontestable 
que la marque touche a l'interet public. C'est vrai. L'interet pu­
blic est notamment et essentiellement represente par !'Office 
federal de la propriete intellectuelle. C'est lui qui est le premier 
gardien de l'interet public. Accorder une qualite pour agir aux 
associations de consommateurs serait en un sens introduire 
ce que notre ordre juridique n'admet pas du tout, c'est-a-dire 
une action populaire en defense de l'interet public. Cela 
n'a absolument rien a voir avec la technique de la loi sur les 
marques. 
Nous avions une troisieme raison de nous opposer a cette 
qualite pour agir: c'est l'interet meme des consommateurs. 
Nous sommes tous des consommateurs, et plusieurs d'entre 
nous font probablement partie d'associations de consomma­
teurs. Nous considerons avec raison que, dans une societe ou 
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les associations de 
Alors, permel­

concerne et 
d'etre utilisees 

Ce est 

<:f'ih'11'"1rv:,j et 
la lettre b. il n'est pas 
des Etats. 

M Ducret, en penser. 
avoir entendu de on est 

sorte du au debat politique. ques-
la qualite pour des associations professionnelles 

ou economiques, de que celle des organisations de 
consommateurs. a fait l'objet de nombreuses controverses et 
decisions contradictoires avant meme le depöt du projet de loi 
et le message du Conseil federal. Comme l'indiquait il y a quel­
ques instants Mme Sandoz, dans la commission d'etude, une 
majorite s'etait trouvee pour considerer que les organisations 
de consommateurs disposaient deja de suffisamment de pos­
sibilites d'agir, notamment en vertu de la loi sur la concurrence 
deloyale. Par ailleurs, les dispositions de la loi actuelle sur les 
marques de fabrique permettant au consommateur d'intro­
duire des actions civiles ou penales n'ont jamais ete invo­
quees, d'ou la conviction de leur inutilite. 
Neanmoins cette question est redevenue d'actualite lors de la 
procedure de consultation. La majorite des reponses fut en ef­
fet favorable au principe de l'egalite de traitement entre les or­
ganisations professionnelles et les organisations de defense 
des consommateurs. Seules des voix isolees demanderent 
que la qualite pour agir, des uns comme des autres, soit 
exclue. 
Campte tenu de ces preavis, le Conseil federal a decide de 
mettre toutes les organisations sur un pied d'egalite, limitant 
toutefois leur qualite pour agir au seul domaine des indica­
tions de provenance. En revanche, les marques qui mettent en 
jeu des interets dont la defense incombe en premier lieu aux 
ayants droit ne necessitent pas l'intervention des organisa­
tions. 
Le Conseil des Etats a reintroduit la possibilite pour les organi­
sations d'agir pour intenter l'action en constatation de 
I' article 49 qui se rapporte aux marques proprement dites. 
marques de garantie ou collectives. a l'exclusion des marques 
individuelles et de l'action en execution de l'article 52. La 
minorite I demande la pour des associa-
tions et des organisations de des 
consommateurs aussi bien a l'action en constatation de drott 
qu'a l'action en execution d'une prestation. La minorite II. 
quant a elle, se range a l'avis du Conseil des Etatsmais pro­
pose d'exclure les organisations de protection des consom­
mateurs comme l'avait fait la commission d'etude dans son 
avant-projet 
Comme c'est souvent le cas en pareille situation, on est en pre­
sence de deux propositions extremes et, en commission, une 
majorite s'est dessinee pour se ranger derriere la decision de 
l'autre conseil. Cette majorite vous propose en consequence 
d'accepter la formule du Conseil des Etats et d'accorder la 
qualite pour agir a l'ensemble des associations professionnel­
les et de protection des consommateurs en matiere de protec­
tion d'une marque de garantie ou d'une marque collective ex­
clusivement, dans le cadre de l'action en constatation et non 
dans celui de l'action en execution qui seule appartient a notre 
avis aux titulaires des marques; en matiere d'indication de pro­
venance. il n'y a pas de restriction. 
En consequence, je vous invite a soutenir la majorite de la 
commission. 

Stamm Luzi. Berichterstatter: Die Sache ist 
Der Rohentwurf von 1985 lautete so wie 
Bundesrates links auf Fahne. Die 

1mC>n'far1Ar,...,,,,nice>ti,..,n,c,n Wieder 

zu sich 
Fälle in denen es um 

Der Bundesrat wollte also in den Fällen nArno1crAr1r1 

der beide Arten von 
lassen. 
Dann hat der Ständerat 
ben, sondern auch bei 
diese sein. 
Die Ihnen nun. die 
des Ständerats zu übernehmen. Dies vor allem aus 
Ueberlegung: Gegen eine Ausweitung des Klagerechts 
spricht, dass diese Fragen die beteiligten Unternehmungen 
betreffen. Es ist doch wirklich eigenartig: Weshalb sollten Ver­
bände den Gebrauch einer Marke zu verhindern versuchen. 
wenn der hauptbetroffene Konkurrent dies zu dulden gewillt 
ist? Das ist für mich der zentrale Satz. Ich sage es noch einmal: 
Weshalb sollten Verbände klagen, wenn sogar der betroffene 
Konkurrent gewillt ist. die Sache zu schlucken? 
Man kann mit guten Gründen sagen, dass bei Fragen der Her­
kunftsangaben die Allgemeinheit auch betroffen ist Folgerich­
tig sagt der Bundesrat, man solle dort die Organisationen zu­
lassen. Es ist wahrscheinlich auch richtig, dass der Bundesrat 
sagt: Wir machen gleich lange Spiesse betreffend Konsumen­
tenorganisationen und Wirtschaftsorganisationen. Man kann 
ebenfalls noch mit gutem Grunde den Schritt des Ständerates 
machen, indem man sagt: Auch die Garantie- und die Kollek­
tivmarke sind im Interesse der Oeffentlichkeit Eine Garantie­
marke kann dem Konsumenten z. B. zeigen: Diese Ware hat 
diese und jene Qualität Aber ein darüber hinausgehendes 
Klagerecht muss meines Erachtens klar abgewiesen werden. 
Folgen Sie deshalb dem Ständerat und der Mehrheit der Na­
tionalratskommission und wählen Sie die Mittellösung! 

Bundesrat Koller: Die Diskussion zeigt doch, dass der Vor­
schlag des Bundesrats, ergänzt durch den Vorschlag des 
Ständerats, in der Frage der Klageberechtigung der Berufs­
und Wirtschaftsorganisationen und der Konsumentenver­
bände der Mittelweg ist 
Zwar ist gegenüber Frau Sandoz einzugestehen, dass bei den 
Individualmarken diese bilden sicher die Mehrheit al-
ler Marken - in erster Linie Inhaber selbst, 

betroffen ist und 
seiner 

mentenschutzorganisationen -, darüber entscheiden soll, ob 
zum Beispiel gegen eine verwechselbare Marke eines Konkur­
renten mittels Nichtigkeits- oder Verletzungsklage vorzuge­
hen ist Das gebe ich zu, und das spricht gegen die Ausdeh­
nung der generellen Klagemöglichkeit auf Wirtschaftsver­
bände und Konsumentenorganisationen. 
Anders sieht die Lage aber bei den Herkunftsbezeichnungen 
und bei den Kollektiv- und Garantiemarken aus. Denn hier 
kommen wegen der Vielzahl der Benutzungsberechtigten fast 
zwangsläufig auch öffentliche Interessen ins Spiel, und zwar 
sowohl (auf der einen Seite) die Interessen der Berufs- und 
Wirtschaftsverbände wie (auf der anderen Seite) der Konsu· 
menten sowie der Konsumentenorganisationen. Ich bin daher 
überzeugt, dass wir mit dem Mehrheitsantrag, mit dem wir das 
Klagerecht der Verbände auf die Herkunftsbezeichnungen 
und die Kollektiv- und Garantiemarken beschränken, eine 
sachlich adäquate Lösung gefunden haben. 
Ich möchte Sie daher bitten, der Mehrheit Ihrer Kommission 
und damit Bundesrat und Ständerat zuzustimmen und beide 
Minderheitsanträge abzulehnen. 
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-Vote 

Art. 54 

Art. 55 
der Kommission 

Abs. 1, 2 

des Ständerates 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.3 

67 Stimmen 
61 -.;rnrnrr,on 

.... Instanz für Zivilklagen und vorsorgliche Massnahmen zu­
ständig ist 

Art_ 55 
Proposition de /a commission 
Al. 1, 2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
A/.3 
.... actions civiles et des rnesures provisionnel!es. 

Angenommen -Adopte 

Art. 56, 57 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 58 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Auf Antrag wird mit Gefängnis .... 
Minderheit 
(Sandoz, Allenspach, Borradori, Comby, Fehr. Frey Claude, 
Heberlein, lten Joseph, Reimann Maximilian. Scherrer Jürg) 

2 
Mehrheit 

zum Beschluss des Ständerates 

Ebenso wird auf Antrag bestraft, wer .... 
Minderheit 
(Sandoz, Allenspach, Borradori, Comby, Fehr, Frey Claude, 
Heberlein, lten Joseph, Reimann Maximilian, Scherrer Jürg) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 58 
Proposition de /a commission 
Alt 
Majorite 
Sur plainte, sera puni .... 
Minorite 
(Sandoz, Allenspach, Borradori, Comby, Fehr, Frey Claude, 
Heberlein, lten Joseph, Reimann Maximilian, Scherrer Jürg) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
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Al. 2 

Al. 3 
Adherer a la r1"""''"" du 

Art. 59 
der Kommission 

Abs. 
Mehrheit 
Auf Antrag wird mit ... 

Etats 

a Waren oder zum Zwecke der 
widerrechtlich mit der Marke eines anderen 

Minderheit 
(Sandoz, Allenspach, Borradori. Comby. Fehr, Claude, 
Heberlein, lten Joseph, Reimann Maximilian. Scherrer 
Auf Antrag des Verletzten wird 

Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.59 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Majorite 
Sur plainte, sera puni .... 
a .... de tromper autrui, faisant croire ainsi .... 

Minorite 
(Sandoz, Allenspach. Borradori, Comby, Fehr, Frey Claude, 
Heberlein, lten Joseph, Reimann Maximilian, Scherrer Jürg) 
Sur plainte du lese, sera puni 

Al.2,3 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Art.60 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Auf Antrag wird .... 
Minderheit 
(Sandoz. Allenspach, Borradori, Comby, Fehr. Frey Claude, 
Heberlein, lten Joseph, Reirnann Maximilian, sr.1m'lrrAr 

Abs.2 
Mehrheit 

zum Beschluss des Ständerates 

Ebenso wird auf Antrag bestraft, wer .... 
Minderheit 
(Sandoz, Allenspach, Borradori, Comby, Fehr, Frey Claude, 
Heberlein, lten Joseph, Reimann Maximilian, Scharrer Jürg) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs. 3, 4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.60 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Majorite 
Sur plainte, sera puni .... 
Minorite 
(Sandoz, Allenspach, Borradori, Comby, Fehr, Frey Claude, 
Heberlein, lten Joseph, Reimann Maximilian, Scharrer Jürg) 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 
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A'-2 

Etats 

assez amusante_ 
Conseil federal 

de la commission 
rence au En soi, a la 
serait satisfaisante, etant donne ac-
corde le droitde plainte au lese_ il s'esttrouve qu'en com-
mission la de la reference au lese avait 
en realite une tres d'une simple ad,aptaticm 
la du La de la reference au 
a assurer le droit de plainte a des associations, par 

de consommateurs, professionnelles, etc. Or, il 
n'entre pas en consideration d'etendre le droit de plainte a 
cette categorie de personnes. 
C'est la raison pour laquelle la minorite de la commission vous 
demande d'en rester au texte du Conseil federal et de garder 
l'expression «sur plainte du lese». 

M Ducret, rapporteur: C'est par une infime majorite d'une 
voix que la commission s'est prononcee en faveur de l'aban­
don de la definition de l'auteur de la plainte. 
La proposition de la majorite a le merite d'une certaine logique 
dans la systematique de la legislation penale. En effet, dans le 
Code penal, les dispositions speciales indiquent simplement 
«sur plainte» et non pas «sur plainte du lese». Elles renvoient a 
la disposition generale de l'article 28 du Code penal, qui pre­
cise: «Lorsqu'une infraction n'est punie que sur plainte, toute 
personne lesee pourra porter plainte»_ II est vrai, comme le 
rappelait Mme Sandoz, que cette proposition aurait pu etre 
admise par l'unanimite de la commission si son auteur lui­
meme n'avait pas declare vouloir elargir la notion du lese aux 
organisations professionnelles et de consommateurs, venant 
ainsi jeter le trouble dans ce qui n'apparaissait que comme 
une simple consideration de caractere juridique. 
Neanmoins, la maiorite s'est ralliee a cette proposition. Je le 

cette derniere a dans la rigueur du droit, 
a la systematique du Code 

Stamm auf 
ges Detail aufmerksam machen. Wir haben, wie aus der Fahne 
hervorgeht. bei den Artikeln 58, 59 und 60 dasselbe Problem. 
Logisch wäre, Artikel 61 analog zu behandeln. Ich gehe davon 
aus, dass das so gemacht wird. Wenn wir also bei den Arti­
keln 58 bis 60 etwas ändern, dann muss bei Artikel 61 dieselbe 
Aenderung vorgenommen werden. Das als Vorbemerkung. 
Die Kommission hat zu Artikel 60 einen sehr knappen Ent­
scheid getroffen. Die Mehrheit schlägt Ihnen vor, ledig/ich «auf 
Antrag» zu schreiben und sonst nichts. Sie tut dies aus zwei 
Gründen: 
1- Im Strafgesetzbuch ist diese Formulierung üblich; auch da 
steht nur «auf Antrag», ohne zu spezifizieren, wer den Antrag 
stellen muss_ Es gibt eine reicl1e Bundesgerichtspraxis, aus 
der hervorgeht, wer diesen Antrag stellen darf_ Es wäre ausser­
gewöhnlich, wenn wir hier die Spezifizierung «des Verletzten» 
in der Formulierung belassen würden. 
2 Wenn wir schon in Artikel 53 Organisationen haben, die be­
rechtigt sincJ, Klage einzureichen, ist es folgerichtig, wenn wir 
diesen auch die Möglichkeit geben, strafrechtlich einen An­
trag zu stellen. 

Das hat die Kommissionsmehrheit 
nur zu 

,.,,,,,,,--r,on Resultat. 
Ihnen. auf 

und Ständerat zu verzichten. 

Art. 58Abs. 3;59Abs. 2, 3,60Abs_ 3. 4 
M. 58 a/. 3; 59 al. 2, 3; 60 ai. 3, 4 

Art. 58Abs. 1, 2; 59Abs. 1; 60Abs 1, 2 
Art. 58 al. 1, 2; 59 al. 1, 60 al. 1, 2 

zu 

Präsident: Ueber die Minderheitsanträge zu den Artikeln 58, 
59 und 60 wird gemeinsam abgestimmt. Das Resultat dieser 
Abstimmung gilt dann analog auch für Artikel 61 _ 

Abstimmung Vote 
Für die Anträge der Minderheit 
Für die Anträge der Mehrheit 

Art. 61-66 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 67, 68 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Eventualantrag Sandoz 

79Stimmen 
39Stimmen 

(falls der Antrag der Minderheit II zu Artikel 53 unterliegt) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 67, 68 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

I' article 53 

Präsident: Der Eventualantrag Sandoz zu diesen Artikeln ent­
fällt gemäss Abstimmung zu Artikel 53, 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon fa proposition de /a commission 

Art. 69, 70 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen --Adopte 

Art. 71 
Antrag der Kommission 
---- wird aufgehoben_ Jedoch ist Artikel 16bis Absatz 2 bis zum 
Inkrafttreten von Artikel 33 dieses Gesetzes weiterhin anwend· 
bar_ 
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Art. 71 

Art. 72 

Der Ausdruck «Fabrik- und Handelsmarken" wird sämtli· 
Erlassen durch «Marken» ersetzt Davon ausgenommen 

sind die Artikel 1 und 2 des vom 5. Juni 1931 
Schutz öffentlicher anderer öffentlicher Zei-

chen. Die betreffenden Erlasse 

ä la decision du Conseil des Etats 
Ch. 1-3 
Biffer 
Ch. 4 introduction. art. 10, 12, 22, 44-46, 47 al. 2, 48-50 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 
Ch. 4 art. 22a 

. une marque de fondeur ou d'essayeur ont ete .... 
Ch. 4 art. 47 al. 1 
.... marque de fondeur ou d'essayeur, des ouvrages en double 
sans designation .... la marque de fondeur ou d'essayeur d'un 
tiers, .... 
Ch.5 
Dans tous les actes legislatifs, l'expression «marque de fabri­
que et de commerce» est remplacee par l'expression «mar­
que», a l'exception des articles 1 et 2 de la loi federale du 5 juin 
1931 pour la protection des armoiries publiques et autres si· 
gnes publics. Les actes legislatifs „ 

Angenommen -Adopte 

Art. 73 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
/Jrrv1r,<cilrnn de la commission 
AflnPr<>rä la decision du Conseil des Etats 

Art. 74 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
(Die Aenderung betrifft nur den französischen Text) 

Art. 74 
Proposition de la commission 
.... l'entree en vigueur, le jour de l'entree en vigueur de celle·ci 
est repute date du depot 

Angenommen .... Adopte 

Art. 75, 76 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition cie /a commission 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Aciopte 

407 
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90.075 

Markenschutzgesetz 
Protection des marques. Loi 

Differenzen 

Frau Meier Josi. Berichterstatterin: Es diesem Gesetz 
nicht mehr sehr viele Differenzen. Die meisten sind '""'1"',r1"'1'1-
scher oder redaktioneller Natur. stellen eine 

an die kürzliche OG-Revision dar. 
Differenz bei Artikel 53. also beim Verb1:tndisk!laoere1cht 

bemerken bleibt noch, dass diese den 
communautaire, den Besitzstand der EG. vorwegnimmt 
sollten sie wenn möglich in dieser Session bereinigen. Damit 
bliebe sie auch ganz normal dem Referendum unterstellt 

Art. 1 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 1 al. 1 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Bei Artikel 1 beantragen 
wir Ihnen Festhalten. Die Formulierung des Nationalrates ist 
schwerfällig und bringt inhaltlich nichts. 

Angenommen -Adopte 

Art. 2 Bst. b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 2 let. b 
Proposition de la commission 
Adherer a Ja decision du Conseil national 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Bei Artikel 2 handelt es 
sich um eine redaktionelle Anpassung. Wir beantragen Zu­
stimmung. 

Angenommen -Adopte 

Art.4Abs.1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.4al.1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Meier Josi. Berichterstatterin: Vor Artikel 4 ist ein Ab­
schnitt-Titel gestrichen worden. Die Kommission beantragt Ih­
nen, den neuen Titelbezeichnungen und Abschnittseinteilun­
gen generell zuzustimmen, auch bei den restlichen entspre­
chenden Anträgen in diesem Gesetz. Es geht dabei um eine 
bessere Systematik und damit auch um eine bessere Lesbar­
keit des ganzen Gesetzes. 
Die vom Nationalrat am Text von Artikel 4 vorgenommene Aen­
derung ist redaktioneller Art Wir beantragen Zustimmung. 

Angenommen ··· Adopte 

Art. 10 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

11·$ 

Art. 10al. 4 
f'rcmc>stt:1on de la commission 

a la decision du Conseil national 

Frau Meier 
kel 10 ist ,c,,.;:,,t,;•itv,~ 

Nationalrat 

Art. 12 Abs. 2 
der Kommission 

zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 12 al. 2 
Prc)pc,s1tronde la commission 
"~·~=-.~· a la decision du Conseil national 

Frau Meier Josi. Berichterstatterin: Der Nationalrat hat Artikel 
12 der des Wieder­
auflebens der Marke 
zum Nationalrat 

Angenommen -Adopte 

Art. 13 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
(Betrifft nur den französischen Text) 

Art.13al.1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Die Aenderung im franzö­
sischen Text von Absatz 1 ist redaktioneller Art Wir beantragen 
Zustimmung. 

Angenommen -Adopte 

5. Abschnitt Titel 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Section 5 titre 
Proposition de fa commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

6. Abschnitt Titel, Art. 19 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Section 6 titre, art. 19 al. 2 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Nachdem die Zustimmung 
zu den Titeln global beim Entscheid zu Artikel 4 erfolgte, wird 
nun nach der Anpassung im 5. Abschnitt auch beim 6. Ab­
schnitt eine Anpassung vorgenommen. 
Bei Artikel 19 Absatz 2 handelt es sich um redaktionelle und 
systematische Verbesserungen, die der Nationalrat ange­
bracht hat Wir beantragen Zustimmung. 

Angenommen -Adopte 

7. Abschnitt Titel, Art. 20 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Sectlon 7 tltre, art. 20 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 
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Art. 32 Bst. c 

Art. 32 !et. c 

3. Abschnitt Titel, Art. 33 Titel, 34 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Section 3 tltre, art. 33 tltre, 34 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Die Streichung bei Artikel 
33 hängt mit der Revision des Organisationsgesetzes zusam­
men. Was dort abschliessend behandelt wurde, kann auch in 
Artikel 34 gestrichen werden. Wir beantragen daher Zustim­
mung zum Nationalrat 
Dasselbe gilt für Artikel 34. 

Angenommen -Adopte 

Sa. Abschnitt Titel, Art. 39a (neu) 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Section Sa titre, art. 39a (nouveau) 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Die nächste Differenz ist 
bei «5a. Abschnitt: Vertretung» und betrifft Artikel 39a. Ich habe 
sie bereits unter Artikel 20 erwähnt, und Sie haben in diesem 

,.,,,,,....,r,,,,,,h,mn Artikel 39a samt Titel zugestimmt 

Angenommen 

Art. 49 
Antrag 
(Betrifft nur den französischen Text) 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Bei Artikel 49 beantragen 
wir Zustimmung zu den redaktionellen Aenderungen im fran­
zösischen Text 

Angenommen -Adopte 

Art. 53 Abs. 1 Bst. b 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 53 al. 1 !et. b 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Bei Artikel 53 beantragen 
wir Ihnen Festhalten an unserer Formulierung. 

386 E 4 1992 

Bundesrat Koller: Ich hA,~ntrnr,,, auch, dass wir an der Fas-
sung von Bundesrat und festhalten. 

Angenommen -Adopte 

Art. 55 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art.55 al. 3 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Bei Artikel 55 beantragen 
wir Ihnen ebenfalls Festhalten. Die Beifügung des Nationalra­
tes betreffend die sachliche Zuständigkeit bei vorsorglichen 
Massnahmen ist überflüssig, weil wir das weiter den Kantonen 
überlassen. Die interkantonale örtliche Zuständigkeit regelt 
Artikel 56 Absatz 3. 

Angenommen -Adopte 

Art. 59 Abs. 1 Bst. a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 59 al. 1 let. a 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Bei Artikel 58 möchte ich 
noch ergänzend zuhanden der Materialien darauf hinweisen, 
dass nach Diskussion der Begriff des Verletzten beibehalten 
wurde. Es kann also Der französische 
Text wird der noch zur Ueberarbei-
tung empfohlen. 
Bei Artikel 59 wurde in Absatz 1 Buchstabe a der Textteil «im 
geschäftlichen Verkehr» gestrichen. Das bedeutet, dass alle 
betrügerischen Gebrauchshandlungen erfasst werden sollen. 
Bei geringfügigen Fällen wird der Richter das Strafmass ent­
sprechend ansetzen oder anpassen. 
Wir beantragen Zustimmung zum Nationalrat. 

Angenommen -Adopte 

Art. 71 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: Hier gilt es, dafür zu sor­
gen, dass keine Lücke entsteht, bis die Rekurskommission 
nach OG eingerichtet ist und tätig werden kann. Bis dahin soll 
das Verfahren wie bisher gehandhabt werden. Die Verwal­
tungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht ist also mög-
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iich. und des ge-

Art. 72 Ziff. 1-5 

Art. 72 eh. 1-5 

von Artikel 22a und Artikel 47 des Edel­
Ziffer 4 auf Seite 21 der Fahne in 

Aenderungen im französischen Text 
Wir beantragen hier nach mit un-

seren welschen Kollegen Zustimmung. 
Bei Ziffer 5 auf Seite 22 der Fahne beantragen wir Ihnen eben­
falls Zustimmung. Es hier um eine redaktionelle Frage 
(Ersatz des Ausdrucks «Fabrik- und Handelsmarken» durch 
«Marken»). 

Angenommen -Adopte 

Art. 74 
Antrag der Kommission 
(Betrifft nur den französischen Text) 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Meier Josi, Berichterstatterin: In Artikel 74 MSchG bean­
tragen wir ebenfalls Zustimmung zum klareren Text Es betrifft 
nur die französische Version. 

Angenommen -Adopte 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

92.004 

Kanton Glarus. 
Kompetenzzuweisung an das Bundesgericht 
Canton de Glaris. Attribution 
de competence au Tribunal federal 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 15. Januar 1992 (881 1677) 
Message et projet d'arrete du 15 janvier 1992 (FF 1 667) 

Herr Zlmmerli unterbreitet im Namen der Kommission folgen­
den schriftlichen Bericht: 

1. Am 5. Mai 1991 hat die Landsgemeinde des Kantons Glarus 
ein neues Gesetz über die Haftung der Gemeinwesen, der Be­
hördemitglieder und der Beamten (Staatshaftungsgesetz) ver­
abschiedet. 
Dieses sieht in Artikel 12 Absatz 3 und in Artikel 21 Absatz 2 
und 3 eine Kompetenzzuweisung an das Bundesgericht für 
Haftungsstreitigkeiten vor, in die oberste kantonale Behörden 
verwickelt werden könnten. 
2. Nach Artikel 114bis Absatz 4 der Bundesverfassung sind 
die Kantone mit Genehmigung der Bundesversammlung be-

dem 
Mit Schreiben vom 25. Juni 1991 
des Kantons 
3. Das 

M. Zlmmerll presente au nom de la commission le rapport 
ecrit suivant: 

1. Le 5 mai 1991, la Landsgemeinde du canton de G!aris a vote 
une nouvelle loi sur la responsabilite de l'Etat. des membres 
de ses autorites et des fonctionnaires (loi sur la responsabilite 
de !'Etat). 
Cette loi prevoit, aux articles 12, alinea 3, et 21, alineas 2 et 3, 
une attribution de competence au Tribunal federal de connai­
tre des contestations en matiere de responsabilite, dans les­
quelles des autorites cantonales superieures pourraient etre 
impliquees. 
2. L'article 114bis, alinea 4, de la Constitution federale prevoit 
que !es cantons ont le droit, sous reserve d'approbation par 
!'Assemblee federale, d'attribuer a la Cour administrative fede­
rale la connaissance de differends administratifs en matiere 
cantonale. 
Le Conseil d'Etat a demande cette autorisation par !ettre du 
25 1991. 
3. son avis sur la nrt,c::<>nto 

Tribunal federal fait remarquer 
l'OJ et des :a11,,numu,ntc:: en•v1s,:1m,s 
reexamen des de instance pouvait appa­
rattre problematique. Quant au fond, il n'y aurait pourtant rien a 
objecter a cette attribution. · 
4. Les Chambres federales ont approuve de telles delegations 
de competence pour plusieurs cantons: Soleure (1980), Zoug, 
Thurgovie et Valais (1981), Schaffhouse (1986), Fribourg 
(1987), Tessin, Neuchatei et Soleure (1990). lls ont subor­
donne cette approbation a l'existence d'un motif suffisant de la 
part du canton pour ne pas attribuer certains cas a une autorite 
cantonale, par exemple lorsque des magistrats cantonaux 
sont meles a une affaire, si bien que l'autorite cantonale serait 
en quelque sorte juge et partie. Les attributions de competen­
ces faites jusqu'ici ne dependaient pas de la decision d'une 
instance cantonale de recours dans les contestations concer­
nees. Les cas de responsabilite en rapport avec le comporte­
ment des autorites supremes etant p!utot rares, une modifica­
tion de la procedure d'approbation ne s'impose pas, malgre 
l'importante charge de travai! du Tribunal federal. La necessite 
de soumettre a la Cour federale des litiges touchant la respon­
sabilite, dans lesquels les plus hautes instances cantonales 
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Art. 25 

Ständerates 

des Etats 

M. 

dreau !a 
vres se trouvant a demeure dans une 

Angenommen 

Art. 27 
Antrag der Kommission 
Festhalten 
Proposition de la commission 
Maintenir 

M. Couchepin, rapporteur: A l'article 27, c'est un probleme si­
milaire a celui de l'article 17. Nous proposons la aussi d'en 
rester a la liberte du contrat en tra9ant purement et simplement 
cet article qui tendait a donner une exception et un privilege a 
la SSR. Cette derniere est en mesure d'etablir des contrats qui 
lui donnent le privilege qu'on aurait voulu donner a travers la 
loi. II n'y a pas de raison de le faire a travers un texte legal. 

Fischer-Sursee, Berichterstatter: Es handelt sich bei Arti­
kel 27 um einen reinen SAG-Artikel. Wir haben ihn bei der er­
sten Lesung gestrichen, mit der Begründung, die Schutzaus­
nahme sei nicht gerechtfertigt. Der Ständerat hat aber auf­
grund einer Eingabe der SRG einstimmig beschlossen, an die­
ser Schutzausnahme festzuhalten. Wir sind gegenteiliger Mei­
nung und halten an der Streichung fest. 

Angenommen -Adapte 

Art. 34 Abs. 2 Bst. b, e 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 34 al. 2 let. b, e 
Proposition de la commission 
Maintenir 

M. Couchepin, rapporteur: lci il s'agit de quelque chose de 
plus important, qui va dans le sens des preoccupations de 
Mme Grendelmeier. En vous proposant de maintenir la diver­
gence, nous voulons mettre sur un pied d'egalite les interpre­
tes et les auteurs. C'est une des preoccupations de cette loi et 
de notre commission de tenir compte de la situation particu­
liere qui n'etait pas bonne du point de la protection des inter­
pretes et des redevances. La solution du Conseil des Etats 
n'irait pas dans le sens de l'amelioration des droits des inter­
pretes·, la n6tre est meilleure. Si l'on devait maintenir la propo­
sition du Conseil des Etats, d'autres problemes se poseraient. 
En effet, d' autres articles, en contradiction avec cette proposi­
tion, devraient etre modifies. Vous avez donc une double rai­
son de nous approuver. 

Fischer-Sursee. Berichterstatter: 
ob 

war, 
lnterpretenschutzes 

von Kabelnetzen Zukunft 
tiefer in Tasche müssten Das ist Daher 
wollte der Ständerat den Konsumenten, vor im Bereich 
des Kabelfernsehens, vor zusätzlichen verscho-

Dieses Ziel wird aber nur da 
Sendeanstalten diese 
gen des Ständerates Die zusätziiche 

der durch die ver,vandten Schutz-
resultiert nicht allein aus den 

dem auch aus dem \A/c.,;for<C""'nrl <nrH,r,c,r,}st 

nehmen. 
Der Nationalrat hatte sich dafür entschieden, die Interpreten 
grundsätzlich den Urhebern gleichzustellen. Daran hält un­
sere Kommission fest, insbesondere auch deshalb, weil bei 
der Fassung des Ständerates noch andere Artikel angepasst 
werden müssen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 38 Abs. 2; Art. 56 Abs. 2, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 38 al. 2; art. 56 al. 2, 3 
Proposition de fa commission 
Adherer a !a decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 

90.075 

Markenschutzgesetz 
Protection des marques. Loi 

Siehe Seite 395 hiervor - Voir page 395 ci·devant 

Beschluss des Ständerates vom 4. Juni 1992 
Decision du Conseil des Etats du 4 juin 1992 

M. Ducret, rapporteur: Lors de nos debats du 10 mars der­
nier, notre Conseil avait adopte un projet comportant une 
quinzaine de divergences par rapport a fa version du Conseil 
des Etats, qui etait le conseil prioritaire. Au debut de la pre­
sente session, seules trois divergences subsistaient apres la 
seconde lecture de ce projet par la Chambre des cantons. 
Deux de celles-ci, aux articles premier et 55, se rapportent a: 
une question de termino!ogie. d'une part, et a une precision 
qui n'est assurement pas fondamentale et qui ne saurait re­
mettre en cause les principes qui sous-tendent cette loi, d'au­
tre part 
Des lors, votre commission vous propose, a l'unanimite, de re­
noncer au correctif qui avait ete apporte dans ta premiere ver-
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Stamm LuzL Wir haben drei 
Ständerat, zwei davon sind minim 

haben in Artikel 1 ein redak1ioneiles Problem Wie Sie 
Fahne sehen können, es darum, ob man die Be­

"''""1·,.,.,~htll"1,,, ausdrück-
solt Der Ständerat hat dass 

"'""'"'"''" lassen soll. Die Kommission war der Mei-
das man, weil es ohnehin unbestritten sei, dass 

öffentlich-rechtliche und Unternehmen 
meint sind. Mit 14 zu O beantragen wir Ihnen, 
hier dem Ständerat anzuschliessen. 
Die zweite unbestrittene Problematik bezieht sich auf Arti­
kel 55. Der Nationalrat hat in der letzten Lesung die Meinung 
vertreten, man sollte den Kantonen sagen, auch für vorsorgli­
che Massnahmen gebe es nur einen Gerichtsstand, nur ein 
Verfahren ohne Weiterzugsmöglichkeiten innerhalb des Kan­
tons. Der Ständerat war gegenteiliger Meinung: Man sollte 
nicht den Kantonen in ihr Prozessrecht eingreifen. Es ist dazu 
zu sagen, dass es durchaus Fälle geben mag, schon rein aus 
geographischen Gründen, wo dem Tempo mehr gedient ist, 
wenn man den Kanton entscheiden lässt, ob er zweistufig vor­
gehen will. Auch hier war die Kommission im Stimmenverhält­
nis 14 zu Oder Meinung, wir sollten uns dem Ständerat an­
schliessen. Ich glaube, diese Variante ist problemlos. 
Es ist noch Artikel 53 offen. 
Eine letzte Bemerkung: Die definitive Version des Marken­
schutzgesetzes wird eine andere Artikelnumerierung haben: 
Der umstrittene Artikel 53 wird Artikel 56 heissen; doch das ist 
eine Kleinigkeit 

Art.1 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 1 al. 1 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 53 Abs. 1 Bst. b 

zum Beschluss des Ständerates 

(Sandoz, Allenspach, Berger, Comby, Ducret, Frey Claude, 
Heberlein, Reimann Maximilian. Scherrer Jürg, Stamm Luzi, 
Vetterli) 
Festhalten 

Art. 53 al. 1 let. b 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Sandoz, Allenspach, Bergar, Comby, Ducret, Frey Claude, 
Heberlein, Reimann Maximilian, Scharrer Jürg, Stamm Luzi, 
Vetterli) 
Maintenir 

Präsident: Die LdU;EVP-Fraktion lässt mitteilen, dass sie dem 
Antrag der Mehrheit zustimmen wird. 

Mme Sandoz, porte-parole de la minorite: Lors du premier 
vote, nous avions decide, par 67 voix contre 61, de supprimer 

des associations de consommateurs 
d'un d'indication de provenance 

dans la marque. Le Conseil des Etats a reintroduit cette 
pour et votre commission, par 12 voix contre 11 par 

rni,nn,•JTp trflS forte s'est ralfiee au 

des droits entre les associations on)ress,1on1ne1-
et les associations de consommateurs. C'est a cause de 

Conseil des Etats a reintroduit la 
Or, s'est je vous renvoie au f'nmrn<=>nt::. 

Constitution car cet article ne concerne 
concurrence et a ete en fonction de la sur la 
concurrence Mais ce y a d'interessant c·est 
si par hasard-ce n'est pas le cas, le le 
Etats avait raison, alors l'article b, serait en contradic-
tion avec l'article 31sexies, alinea 2, de Ja constitution qui 

I' octroi de la qualite pour agir aux associations meme lo­
et pas seulement aux associations d'interet regional ou 

national; cette qualite doit alors etre etendue a toutes !es asso­
ciations de consommateurs meme si elles ne concernent 
qu'un cas tres particulier de la consommation. Or, ce n'est ab­
solument pas cela que voulait le Conseil des Etats. Par conse­
quent, non seulement il invoque a tort f'article 31sexies mais, 
de surcro7t, il l'invoque de maniere a ne pas pouvoir defendre 
l'article 53, lettre b. Je vous conseille d'abandonner cet argu­
ment non vafable. 
Le deuxieme argument consiste a dire que la provenance 
concerne l'ordre public. II faut donc que les consommateurs 
puissent intervenir. Non! Non, mesdames et messieurs, nous 
sommes dans un Etat d'economie liberale, et non pas d'eco­
nomie d'Etat ou l'ordre public est defendu par des associa­
tions privees et des personnes privees. En Suisse, !'ordre pu­
blic n'est pas defendu par des associations privees, ce serait 
alors une action populaire contraire a tout l'ordre juridique 
suisse. 
Le troisieme argument, c'est naturellement la tarte a la creme 
du droit europeen. II faudrait accorder la qualite pour agir aux 
associations de consommateurs a cause du droit europeen. 
Mais iJ taut examiner ce droit europeen dans son ensembJe. 
Certes, ce droit exige que l'on protege Jes interets des 
consommateurs, mais pas que l'on accorde la qualite pour 
agir aux consommateurs en matiere de droit des marques. Cet 
interet des consommateurs que le droit europeen demande 
de proteger est-il concerne par le droit des marques? La re­
ponse est non, et cela va justifier la suppression de l'article 53, 
Jettre b. Je vous propose un exemple: l'interet des consomma­
teurs reside dans le fait de n'etre pas trompes sur la 

d'un produit Si un consommateur un 
es! annonce comme provenant du pays X, alors 

nrr1\/H~m du pays Y. et que ce produit excellent, le 
consommateur n'est pas lese et n'a donc pas de droit d'ac­
tion. Si, achetant un produit qui provient du pays X, alors 
qu'on indique qu'il provient du pays Y ou la qualite est tou­
jours meilleure - c'est bien pour ceJa que l'on a indique qu'il 
provenait du pays Y - la qualite etant mauvaise, le consomma­
teur est trampe. Dans cette hypothese, il utilise la loi sur Ja 
concurrence deloyale. L'article 3, lettre b, de cette loi, prevoit 
que c'est un acte de concurrence deloyale; l'article 10 de la loi 
sur la coricurrence deloyale confere la qualite pour agir aux 
associations de consommateurs. Cela n'a rien a voir avec le 
droit des marques. 
Troisieme hypothese: le consommateur a decide de boycotter 
les produits du pays X Donc, on indique que tel produit est de 
la provenance du pays Y, ce qui trampe le consornmateur. II 
n'est pas trampe dans son interet de consommateur; il est 
trampe dans un interet, tres legitime, mais qui est une option 
politique. Or, !es statuts des associations de consommateurs 
prevoient que ces associations sont neutres politiquement lls 
excluent donc que de telles associations puissent agir pour 
defendre des interets politiques. L'article 53, lettre b, dans 
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cette serait en rupture absolue avec lesdits statuts, 
ce que ne peut pas accepter. 
Autrement dit, au nom de la minorite de la commission, je vous 
invite a maintenir la decision du vote, a refuser la qua-

pour aux associations de consommateurs. 
ce leur serait ne sert a 

c'est la sur la concurrence uc:,uvn,e 

d'autre part, que 
est car aux 
des de consommateurs. Aucun ""n<c,..,m,m,,to, 

son association a 

Frau Stamm Judith: Ich möchte Ihnen beliebt machen. der 
Mehrheit der Kommission und dem Ständerat zu 
Ich möchte Ihnen drei Punkte unterbreiten: 
1. Der schon erwähnte Artikel 31 sexies Absatz 2 der Bundes­
verfassung lautet: «Den Konsumentenorganisationen stehen 
im Bereich der Bundesgesetzgebung über den unlauteren 
Wettbewerb die gleichen Rechte zu wie den Berufs- und Wirt­
schaftsverbänden." Die Mehrheit der Kommission war der 
Meinung, dass Wettbewerb sehr eng zusammenhänge mit 
Herkunftsangaben, mit Marken, mit Kollektivmarken und dass 
es deshalb sinnvoll sei, die Konsumentenorganisationen im 
Markenschutzgesetz in diesem Punkt gleich zu behandeln wie 
im Gesetz über den unlauteren Wettbewerb. 
2. Ich möchte Sie aber auch noch aufmerksam machen auf Ar­
tikel 53 des Markenschutzgesetzes selbst, und zwar auf den 
Absatz 2. In Artikel 53 ist die Klageberechtigung der Verbände 
und Konsumentenorganisationen umschrieben, und in Ab­
satz 2 heisst es: «Die gleichen Verbände und Organisationen 
sind zu Klagen nach Artikel 49 berechtigt, die eine Garantie­
oder Kollektivmarke betreffen.» Die Klage nach Artikel 49 ist 
eine Feststellungsklage. Wer ein rechtliches Interesse nach­
weist, kann vom Richter feststellen lassen, ob ein Recht oder 
Rechtsverhältnis nach diesem Gesetz besteht oder nicht be­
steht Diese Feststellungsklage soll also nach dem Willen der 
Mehrheit auch den Konsumentenorganisationen hinsichtlich 
der Garantie- oder Kollektivmarken gegeben werden. 
Die Garantiemarke ist etwas Neues, das wir mit diesem Mar­
kenschutzgesetz einführen. Die Garantiemarke beweist den 
Konsumenten, dass ein Produkt eine bestimmte Qualität auf­
weist. unter bestimmten Bedingungen hergestellt ist Denken 
Sie an all die «Bio»-Marken, die uns heute absolut keine Ga­
rantie dafür geben, dass dieses Produkt biologisch ist In Zu­
kunft soll das anders sein. Die Konsumentenorganisationen 
haben ein sehr grosses Interesse daran. die Produkte zum 
Schutz des Konsumenten zu überwachen und auch einschrei­
ten zu können, wenn ein Produkt mit einer Marke versehen ist, 
ohne dass die entsprechenden Qualitätsanforderungen erfüllt 
oder die entsprechenden 
halten wurden. 
3. Alle Kreise. die auf dieses Gesetz warten, wären froh, wenn 
es endlich von den Räten verabschiedet würde. Ich fordere 
deshalb all jene, die in diesem Punl-.1 sowohl der einen als 
auch der anderen Version zustimmen können, auf, nicht puri­
stisch zu sein, sondern der Mehrheit zu folgen. 

Allenspach: Der Nationalrat hat bei der letzten Behandlung 
dieses Gesetzes Buchstabe b, d, h. die Klageberechtigung 
der Konsumentenorganisationen, gestrichen. Ich bitte Sie, an 
diesem Beschluss festzuhalten. Die Klageberechtigung der 
Konsumentenorganisationen ist im Bereiche des Marken­
schutzes ohnehin problematisch. Es geht in den meisten Fäl­
len doch eher um private und nicht um öffentliche Interessen. 
Es ist systemfremd, wenn in diesem privaten Interessenbe­
reich plötzlich Verbandsklagen vorgesehen werden. 
Was mich an diesem Buchstaben b aber vor allem stört, ist die 
ausserordentlich schwammige Formulierung und damit die 
ausserordentlich diffuse Umschreibung der zur Verbands­
klage Berechtigten. 
Wenn Sie Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b in der vorliegenden 

ebenfalls erwähnt, und sie ist 
braucht die 

des in den Statuten dieser 
tionen. Sie sind meistens in Vereinsform konstituiert Es 
fach, in Vereinsstatuten und 
ben festzuhalten, und es ist ebenso diese durch 
einfachen Verbandsbeschluss zu ändern. Jeder Verein kann 
die Wahrung der Interessen der 
Statuten vorsehen, und wenn und soweit diese 
der Konsumenten sind, ist er von dieser Seite her 
ebenfalls klageberechtigt Wenn Sie Buchstabe b zustimmen, 
dann sind mit Sicherheit im Bereiche der Automobilwirtschaft 
ACS und TCS als klageberechtigt anzuerkennen. Es sonst 
niemand, der die Konsumenteninteressen der Automobilisten 
vertritt Es könnten sogar politische Parteien auf die Idee kom­
men, in den Statuten den Konsumentenschutz aufzunehmen. 
Ob sie diesen dann wirklich praktizieren oder nicht, das ist un­
erheblich; wesentlich ist, was in den Statuten steht 
Es ist unwichtig, ob diese schwammige Formulierung auch 
anderswo steht Wichtig ist, dass sie hier so schwammig for­
muliert worden ist, und man darf ohne weiteres frühere Fehler. 
d. h. frühere schwammige Formulierungen, einmal korrigie­
ren. Jedenfalls sind wir gegenüber diesem Verbandsklage­
recht skeptisch und halten am Streichungsantrag fest Es wird 
dadurch keine Verzögerung eintreten. Frau Stamm Judith; 
denn in dieser Session wird dieses Gesetz ohnehin nicht zur 
Schlussabstimmung gelangen, und wir hätten ohne weiteres 
Gelegenheit, selbst dann, wenn Sie an diesem Beschluss fest­
halten, in der nächsten Session die Differenzen mit dem Stän­
derat allenfalls auch durch bessere Formulierungen auszu­
räumen. 
Ich bitte Sie, dem Minderheitsantrag zu folgen. 

Mme Gardiol: Mme Stamm Judith l'a tres clairement precise, 
les consommateurs. c'est-a-dire nous tous, sommes tres forte­
ment concernes par ce probleme de marque. C'est pourquoi 
je vous prie de suivre la majorite. 
C'est une question de clarte et cela permettrait d'eviter des 
tromperies dans le domaine des marques. En fait, c'est aux 
consommateurs que s'adressent en priorite ces informations, 
entre autres sur les questions de provenance. 
A M. Allenspach, qui pretend que la definition des associa­
tions de consommateurs, d'importance nationale et rP,11nn"'''"' 

n'est pas claire, je que cette notion dans 
plusieurs de nos lois, notamment dans celle sur la concur­
rence deloyafe et dans celle sur l'information des consomma­
teurs. II est clair, dans la tradition actuelle de la Suisse, qu'il 
s'agit de trois associations de consommateurs, qui sont re­
connues et s'adressent regulierement et directement aux po­
pulations de nos trois regions linguistiques. Elles y disposent 
de bureaux d'information, elles sont en contact direct avec les 
populations et s'adressent aux consommateurs chacun dans 
leur langue. II s'agtt, precisement, du «Konsumentinnenfo­
rum», de la Federation romande des consommatrices et de 
l'Association des consommatrices de Suisse italienne. Cha­
cune d'entre elles, independamment, publie un journal dans 
la langue de la region, Le contact direct avec les consomma­
teurs est donc constant 
En outre, les associations de consommateurs, comme l'a re· 
leve Mme Sandoz, ont le droit pour agir en matiere de concur­
rence de!oyale. Mais cela ne couvre pas tous les domaines po­
ses par cette loi et c'est pourquoi nous demandons qu'il soit 
aussi inclus dans la loi sur les marques. 
Un dernier point pour rassurer Mme Sandoz: il est clair que fes 
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associations de consommateurs sont pas la 
veulent seulement 

en cas de doutes. 
et etre certaines que ces questions sont 

Namen der SP-Fraktion no,;mrrnr,P 

des Ständerates zuzustim-

im Gesetz ad ab-
zu führen Ich kann mir keine vorstellen, die in 

ihre Statuten auch den Konsumentenschutz aufnimmt Ich 
weiss nicht, ob das die beabsichtigen. Ich glaube 
nicht, dass im Rahmen der Statutemevision der SP ein derarti­
ges Vorhaben beabsichtigt ist Ich wehre mich dagegen, dass 
man bei solchen Bestimmungen immer versucht, sie mit ab­
surden Beispielen in ihr Gegenteil umzukehren. Ich könnte Ih­
nen auch derartige Beispiele bringen. Es wäre absurd zu be­
haupten, dass aufgrund dieser Bestimmungen ein Jägerver­
ein den Konsumentenschutz in seine Statuten aufnimmt und 
sich dadurch ein Klagerecht verschafft 
Für dieses Klagerecht sind wir aus folgenden drei Gründen: 
1. Der Markenschutz betrifft nicht nur den Konkurrenten, son­
dern auch den Konsumenten und insbesondere ihn. Der Kon­
sument allein ist ein zu schwaches Glied, um hier seinen 
Schutz durchsetzen zu können. Dazu ist er auf das Klagerecht 
der Organisationen angewiesen. 
2. Dieses Klagerecht hat sich auch in anderen Gesetzen be­
reits bewährt Ich verweise auf die Bestimmung im UWG. 
3. Wir haben das parallele Klagerecht in Buchstabe a für Be­
rufs- und Wirtschaftsverbände, welches unbestritten ist 
Ein letztes Argument: Versuchen Sie doch den Ständerat, 
wenn er einmal eine fortschrittliche Lösung vorschlägt, nicht 
daran zu hindern und stimmen Sie ihm zu. 

Scherrer Jürg: Die Fraktion der Auto-Partei wird bei Artikel 53 
Absatz 1 Buchstabe b mit der Minderheit stimmen. Wenn Herr 
Marti sagt, das Verbandsbeschwerderecht habe sich beson­
ders im Umweltschutz bewährt, dann muss ich ihm hier klar 

Herr Marti, wieso glauben Sie, haben wir Re­
Wieso glauben Sie, wandern Betriebe aus der 

Schweiz ab? Wieso Sie, kann in der Schweiz kein 
mehr verwirklicht werden? Unter an-

wegen Verbandsbeschwerderecht der sogenann-
ten Umweltorganisationen, die willkürlich und vorsätzlich alles 
verhindern, was in der Schweiz noch gebaut werden soll! Es 
stimmt also nicht. wenn Sie sagen, es habe sich bewährt Mög­
licherweise in ihrem Interesse, aber nicht im Interesse der 
schweizerischen Volkswirtschaft 
Das Verbandsbeschwerderecht wird in unserem Land bis zum 
Exzess getrieben: Organisationen missbrauchen dieses 
Recht willkürlich, und ich bin davon überzeugt, dass die er­
wähnten Statutenänderungen kommen werden, nicht nur bei 
politischen Parteien, sondern bei Verbänden, die sich in die­
sem Land Verhinderungspolitik auf die Fahne geschrieben ha­
ben. Wir müssen dieses Instrument der Behinderung und Ver­
hinderung abbauen, und die Zustimmung zur Minderheit bei 
Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b zeigt in die richtige Richtung. 

Reimann Maximilian: Ich möchte Sie auch meinerseits und 
namens der SVP-Fraktion bitten, dem Antrag der Minderheit 
zuzustimmen, wobei das Wort «Minderheit» mit 11 Unterzeich­
nern diese Bezeichnung kaum mehr verdient. Schon im Inter­
esse der etablierten Konsumentenschutzorganisationen - ich 

M. Ducret, rapporteur: de la 
je vous que notre consei! avait sa ,.,,,,.,,c,nn 

la session de mars. une de 67 voix contre 61. 
<:iµuc;,.1t::, la vous de retenir le droit 

de recours des assoclations de consommateurs. Elle le fait en­
core meme si le decompte des voix au sein de la 
commission a pu a discussion. 
Je serai bref puisque les arguments de la majorite et de la mi­
norite vous ont deja ete exposes. Je me contenterai de faire les 
remarques suivantes. 
La majorite considere que ce sont les organisations de con­
sommateurs qui defendent le mieux l'interet general et non les 
associations economiques ou protessionnelles; qu'il s'agit en 
I' espece de prevoir un droit de recours dans le domaine exclu­
sif des indications de provenance et l'experience a demontre 
que ce droit estfort peu exerce; que l'article 31 sexies, alinea 2, 
stipule, bien qu'il s'agisse d'interventions dans le cadre de la 
legislation sur la concurrence deloyale, que les organisations 
de consommateurs beneficient des memes droits que les as­
sociations professionnelles et economiques; que l'evolution 
du droit europeen, de lege ferenda et non pas de lege lata, 
conduit a un renforcement de la protection des consomma­
teurs et, partant, des droits d'intervention et de recours des or­
ganisations qui ont pour täche de defendre les consomma­
teurs; que, enfin, la majorite des reponses re~ues par le 
Conseil tederal a la suite de la procedure de consultation 
etaient favorables au principe de l'egalite de traitement entre 
les associations professionnelles et economiques et les orga­
nisations de consommateurs. 
La minorite, quant a elle, se range derriere les arguments de­
veloppes tout a !'heure par Mme Sandoz et derriere le point de 
vue qu'avait defendu la commission d'etude mise sur pied par 
le Conseil föderal. Je vous renvoie aux explications contenues 
dans le message, page 41 de la version franc;aise. 
En conclusion, la majorite de la commission vous propose de 
suivre I' avis du Conseil federal et du Conseil des Etats. 
Je ferai encore une remarque apropos du sens qu'il faut don­
ner aux termes «organisations d'importance nationale ou re-
rnr,n::i1.,,, Selon la commission, l'expression re-
rnr"'"'"" couvre les interventions des seules de-

statutairement. chacune 
guistiques de notre pays, les ,nterets des consommateurs au 
sens !arge - Mme Gardiol vient de nous enumerer ces organi­
sations a l'exclusion, il taut le preciser, de toute autre qul re­
duirait sa sphere d'intervention a un territoire plus restreint, 
voire meme local, ou a une protection ciblee visant des interets 
limites. 

Stamm Luzi, Berichterstatter: Ein Punkt wurde in der jetzigen 
Diskussion nicht besprochen: Man darf nicht aus den Augen 
verlieren, dass die Frage, die wir jetzt diskutieren, in der Praxis 
wahrscheinlich wenig relevant ist Ich zitiere aus der Botschaft, 
Seite 44: «Die Studienkommission hat dann die Klageberech­
tigung der Konsumentenorganisationen gestrichen. Dies ge­
schah einerseits mit der Begründung, dass Artikel 27 Ziffer 1 
des alten MSchG, soweit diese Bestimmung dem 'getäusch 
ten Käufer' das Recht zur Zivil- und Strafklage einräumt, bis 
heute toter Buchstabe geblieben .. , sei." 
Man darf nicht vergessen, dass die Verbände die Möglichkeit 
haben, sich gegen unlauteren Wettbewerb zur Wehr zu sei· 
zen. Das ist praktisch relevant, über diese Möglichkeit werden 
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die Dinge laufen. Das darf man nicht die ganze 
Problematik ist also nicht ganz so bedeutend, wie es den An­
schein macht 

fasse kurz 

riot,<>l'l-it was in der Kommission hP•onr,nt'r\Afl 

Sandoz hat ausserst 
dass es tatsächlich zwischen den 
Differenzen das ist nicht zu bestreiten. 
Trotzdem ich im Namen der Kommissionsmehrheit 
sich dem Ständerat anzuschliessen. Es um Herkunftsan-

um Garantie- und um Kollektivmarken. Es ist nicht ab­
zustreiten, dass bei diesen Punkten ein öffentliches Interesse 
besteht Es wird nicht nur das sondern auch das öf­
fentliche Interesse „n,,o<,nr,nl"l,an 

Herr Allenspach hat wenn er sagt, dass leider die Be­
stimmung nicht mit der gewünschten Klarheit statuiert sei. 
Dem ist entgegenzuhalten das wurde auch gemacht-, dass 
nicht zuletzt in Buchstabe a der Vorbehalt angebracht ist: so­
fern es in den Statuten vermerkt sei. Auch das ist eine unbefrie­
digende Situation. 
Einen wichtigen Punkt möchte ich namens der Kommission 
noch erwähnen: Was bedeutet der Ausdruck «Organisationen 
von regionaler Bedeutung»? Theoretisch wird zuviel offenge­
lassen. Ich möchte jedoch zuhanden der Materialien in aller 
Klarheit sagen, dass in der Kommission völlig unbestritten 
war, dass damit wichtige Organisationen gemeint sind. Es war 
ausdrücklich die Rede von den drei regionalen sprachspezifi­
schen Verbänden, die eigentlich ein gesamtschweizerisches 
Interesse wahrnehmen. Die waren gemeint Ausdrücklich er­
wähnt wurde die Federation Romande des Consommatrices, 
die beim Entstehen dieser Bestimmung auch mitgearbeitet 
hat Aus den Materialien geht somit klar hervor, dass nicht 
auch kleine Organisationen gemeint sind. 
Wie gesagt: Im Namen der Kommissionsmehrheit bitte ich Sie 
um Gleichschaltung mit dem Ständerat 
Als abschliessende Bemerkung: Das zügige Inkrafttreten 
wurde ebenfalls als Argument gebracht Frau Stamm Judith 
hat es wiederholt Und schliesslich darf noch erwähnt werden, 
dass in der letzten Phase selbst in Berufs- und Wirtschaftsver­
bänden nicht mehr bestritten gewesen sein soll, dass man hier 
die Konsumentenorganisationen miteinbeziehen kann. 

Bundesrat Koller: Ich möchte Sie bitten. 
ten Differenz. die wir bei diesem Gesetz noch 
Ständerat, dem Bundesrat 
zuzustimmen. 
Diese Totalrevision des Markenschutzgesetzes ist ja u. a 
auch zum Vollzug des EWR-Vertrages nötig. Weil wir darauf 
gebaut haben, dass Sie diese Revision rechtzeitig realisieren, 
haben wir darauf verzichtet, diese Revision in das Eurotex-Pro­
gramm aufzunehmen. 
Das allein spricht für eine Bereinigung des Gesetzes; aber es 
sind vor allem inhaltliche Gründe. Ich gebe zu, Frau Sandoz, 
dass man nicht sagen kann, dieser Vorschlag von Bundesrat 
und Ständerat sei durch den Verfassungsartikel über den Kon­
sumentenschutz zwingend vorgegeben. Insofern haben Sie 
einen politischen Entscheid zu treffen. Aber es ist eben sach­
lich vernünftig, dass wir im Bereich des Markenschutzes die 
gleiche Regelung treffen, wie wir sie schon im Bereich des 
UWG in Artikel 10 Absatz 2 getroffen haben. Denn alle sachli­
chen Ueberlegungen sprechen für eine materielle Harmoni­
sierung des gesamten Wettbewerbsrechtes. 
Jene, welche Bedenken haben, dass man dieses Verbands­
klagerecht allzuweit ausdehnen könnte, möchte ich darauf 

Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 55 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 55al. 3 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

92.001 

AIPLF. Bericht der Delegation 
AIPLF. Rapport de la delegation 

Beschluss des Ständerates vom 18. Juni 1992 
Oecision du Conseil des Etats du 18 juin 1992 

Kategorie V Art 68 GRN - Categorie V, art 68 RCN 

Herr Ständerat Roth unterbreitet im Namen der 
den schriftlichen Bericht 

85 -•m~mr,n 

81 Stimmen 

Am 6. Oktober 1989 verabschiedete die Bundesversammlung 
den Bundesbeschluss über die Schweizerische Gruppe der 
Internationalen Versammlung der Parlamentarier französi­
scher Sprache (Assemblee internationale des parlementaires 
de langue franc;;aise, AIPLF). Dieser Beschluss gab der parla­
mentarischen Initiative (87.225) des damaligen Nationalrates 
Pierre de Chastonay Folge (Bericht vgl. AB 1988 N 1461-
1464). Der Beschluss ist unter Ziffer 49b im «Handbuch der 
schweizerischen Bundesversammlung» aufgeführt 
Die Delegation ernannte Nationalrat Guy-Olivier Segond zum 
Präsidenten. Dieser wurde im November 1990, nach seinem 
Rücktritt aus dem Nationalrat, durch den Vizepräsidenten. 
Ständerat Jean-Frarn;:ois Roth, ersetzt Zum neuen Vizepräsi­
denten wurde Nationalrat ßernard Meizoz gewählt. Eine Dele­
gation, bestehend aus fünf ordentlichen Mitgliedern und fünf 
Stellvertretern (je drei Nationalräte und zwei Ständeräte), 
wurde im November 1989 offiziell konstituiert 
Im laufe der Berichtsperiode hielt die AIPLF zwei Generalver­
sammlungen ab, die 17. im Juli 1989 in Paris und die 18. im 
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die 
chen Verfahrens mit 
diese der Initianten 
lisiert werden muss. 
Ein Gegenvorschlag wäre dann 

rea-

fürchtete, die schlechte Lösung wer-
den, und deshalb glaubte, man müsse dem eine 
politische, taktische Alternative bieten. Die Erfahrungen mit 
Rothenthurm gehen natürlich in diese Richtung: Erst jetzt, bei 
der Konkretisierung der Verfassungsbestimmung, werden 
viele betroffene Bürger und Behörden plötzlich gewahr so­
gar solche, die damit sympathisiert haben-, was für schlechte 
Folgen ein zu starres Verfassungskorsett haben kann. Wenn 
ich die Zeitungen parlamentarische Vorstösse in Kantonen 
usw. - lese, habe ich den Eindruck, dass der Katzenjammer 
ganz beträchtlich ist 
Der Gegenvorschlag von Herrn Rhinow enthält eine Begren­
zung der Anzahl Waffenplätze und die Bezeichnung des an­
wendbaren Rechts. Diese Begrenzwng entspricht dem politi­
schen Willen des Bundesrates, da gibt es keinen Zweifel, das 
kommt auch im Armeeleitbild zum Ausdruck. Die Anpassung 
der Waffenplätze an veränderte Verhältnisse bliebe nach dem 
Vorschlag von Herrn Rhinow möglich, wenn er nicht so ausge­
legt wird, wie Herr Schach das angetönt hat; das hat bei mir 
Bedenken ausgelöst. Der Gegenvorschlag auch 
den Ersatz Plätze. das ist völlig klar. 
Flexibilität wäre Die an die o,rlric,nr.,,,,,_ 
sehe ist heute wird ausdrücklich 
erwähnt das wäre Initiative 
entfallen also 
gungsverfahren mit 
Anschwilen könnte realisiert werden, wie 
ist. 
In einem Punkt ist die Formulierung von Herrn Rhinow unvoll­
ständig, indem er dem Raumplanungs- und Umweltrecht nur 
den Bau und den Betrieb von Waffenplätzen ausdrücklich un­
terstellt. Damit sollen jedoch die übrigen Anlagen und Tätig­
keiten der Armee wahrscheinlich nicht ausgenommen sein; 
diese unterstehen ja bereits heute diesen Regelungen mit 
gewissen Ausnahmen im formellen Verfahren. Der Gegenvor­
schlag von Herrn Rhinow müsste nicht verändert werden, aber 
diese Ueberlegungen müssten in die Auslegung aufgenom­
men werden. 
Wenn diese Interpretation zutrifft, dann entspricht die politi­
sche Substanz dieses Gegenvorschlags durchaus der Politik 
des Bundesrates. Er könnte mit diesem 
leben. 
Noch zum Votum von Herrn Jagmetti: Militärische Anlagen auf 
Waffenplätzen sind der Planungspflicht unterworfen ProJekte 
werden heute schon in die kantonale Richtplanung eingege­
ben, aber bei Interessenkollisionen entscheidet dann der Bun-

749 

Präsidentin: Wir kommen zur 
Ihnen 

bloc die A""""'-' 
2 ab. Wird der 
das Geschäft sofort an den 
Wird der Gegenvorschlag Rhinow abgelehnt, 
anschliessend Artikel 2. 

wir 

Art. 1a, 2 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag Rhinow 
Dagegen 

Art. 2 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Gesamtabstimmung~ Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat- Au Conseil national 

90.075 

Markenschutzgesetz 
Protectlon des marques. Loi 

Siehe Seite 385 hiervor ... Voir page 385 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 19. Juni 1992 
Decision du Conseil national du 19juin 1992 

Schlussabstimmung -- Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat···· Au Conseil national 

15Stimmen 
20Stimmen 

33Stimmen 
3Stimmen 

33Stimmen 
3Stimmen 

35Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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28. 1992 N 

90.075 

Markenschutzgesetz 
Protection des marques. Loi 

den Bundesrat - Au federal 

91.051 

40 Waffenplätze sind genug. 
Volksinitiative 
40 places d'armes, ga suffitl 
Initiative populaire 

Siehe Seite 96 hiervor- Voir page 96 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 28. August 1992 
Decision du Conseil des Etats du 28 aout 1992 

Schlussabstimmung Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 

Schluss der Sitzung um 10.45 Uhr 
La seance esttevee a 10 h 45 

1475 

Stimmen 
1Stimme 

101 Stimmen 
47Stimmen 

glenda.meli
Rectangle

michael.tellenbach
Textfeld




